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Zwischen den Konten
Es ist Polen im Laufe der letzten fünf Jahre gelungen,sich von dem außenpolitischen

Gesetz, das ihm in Versailles diktiert worden war, zu befreien. Aus einem Staat, der
einer westlichen Großmacht hörig war, hat sich Polen zu einem Faktor entwickelt; der im

Rahmen der großen europäischenPolitik sein eigenes Schwergewicht hat· Aus einem

mehr gezwungenen als freiwilligen Parteigänger Frankreichsist ein Staat geworden,
dessen Außenpolitik von dem Gedanken beherrscht ist, nach
JNöglichkeit an keinem der politisch-weltanschaulichen Lager-,
die sich aus den Gruppen der «totalitåren« und der ,,demokra-
tischen« Staaten in Europa herausgebildet haben, unmittelbar
b c k c i l i g k z u sei n, Es ist Polen dukch dieses Bestreben, zwischen den Fronten
zu halten, gelungen, die taktischen Möglichkeiten seiner Außenpolitik zu verbessern, und

zwar insofern, als es als Außenseiter u.l,l. in die Lageversetzt wird, einerseits aus dem

Wettbewerb der beiden gegeneinanderstehenden Franken Und andererseits aus dem An-

lehnungsbedürfnisder in einer ähnlichen Lage be indlichen kleineren Nkächte Nutzen
zu ziehen. Beides hat Polen während der letzten J re versucht.

Es wäre verfehlt, wenn man das Abrücken Polens von der Sowjetunion, seine
ZurückhaltunggegenüberFrankreich, seine Antipathie gegen das System der ,,kollektiven
Sicherheit«, den Abschluß des Gewaltverzirhtspaktesmit Deutschland und die Abgabe
der VolksgruppemErklärungvom«5. November v-J. oder auch die Tatsache, daß Polen
seinerzeitdie Sanktionen gegen Italien vorzeitig eingestellthat, so auslegen wollte, als ob

Polen bereits entschlossen sei, sich an die Seite der »kotalitären« Staaten zu stellen. Diese
Absicht hat Polen zweifellos nicht. Wohl aber ist es se i t m e h r e r e n J a h r e n

d a r a uf b e d a ch t
, in dem Maße, in Dem die Gegensätzezwischen den Fronten

verschärfen, vorsichtig von der GkUppe der »demokratischen"
S t a a te n zu löse n , nicht um sich nun gegen diese Staaten zu stellen, sondern um

von deren Gegnerschaften nicht mitbelastet zu werden. E s g i b t a b e r F r a g e n

grundsätzlicher Art, um dere·n Beantwortung schließlich auch
die polnische Politik nicht her-umkommen wird, deren Beant-

wortung aber zugleich eine Entscheidung für diese oder jene der

beiden europäischen Fronten bedeutet. Hierher gehören z.B. die Ein-

stellung zum Völkerbund, das Indenproblem UNDdie Forderung nach Kolonialbesitz In

allen drei Fragen drängt die Entwicklung der letztenZeit zur Entscheidung.
Die Einstellung Polens zum Völkerbund hat im Laufe der

letztenJahre weitgehend gewandelt· An die Stelle des früheren eifrigen Bemühens um

einen ständigenSitz im Völkerbundsrate ist eine durchaus kritische Betrachtung der Genfer
Leistungen und Methoden getreten. Bereits in einer Ende 1936 in Genf überreichten
Denkschrift über die damals noch aktuelle Frage einer Reform des «Völkerbundspaktes
hat Oberst Beck der Befürchtung Ausdruck gegeben, daß d i e G e n f e r J n st i tu t i o n

der Versuchung erliegen könne, e i n w e ck ve r b a n d v o n S ta a t e n zu werden,
deren Interessen mit denen der dem Bunde nicht angehörenden
S t a a t e n in W i d e r sp r u ch st e h e n. Erneut hat der polnische Außenminister
dann im Nkai 1937 gegen einen Völkerbund, der eine Interessengemeinschaft der

»demokratischen"Staaten darstellt, erklärt und betont, ,,d aß d i e G r u n d s ä e
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der polnischen Politik gerade auf der Abneigung, sich irgend-
welchen entgegengesetzten oder gar seindlichen Blocks oder

Lagern anzuschließen, beruhen-C In verschärfter Form ist diese Abneigung
gegen den sich immer mehr von dem Grundsatz der Allgemeinheit entfernenden Völkerbund
noch einmal im Dezember v.I., nach dem Austritt Italiens aus der Genfer Institution
und der Verlautbarung der Reichsregierung, daß das Deutsche Reich niemals mehr nach
Genf zurückkehrenwerde, in einer von der ,,PAT« veröffentlichtenamtlichen Erklärung
der polnischen Regierung zum Ausdruck gekommen: »Wenn Genf weiterhin die Tendenz
verrät, doktrinäre Auseinandersetzungen zu pflegen, dann sieht sich die polnische Regierung
gezwungen, zu prüfen;ob sie sich nicht im Gegensatzzu den Genfer politischen Grundsätzen
befindet und demgemäß»an, eine Revision ihrer Einstellung zu dieser Einrichtung heran-
gehen muß«. In ausfuhrltcher Weise hat Oberst Berk schließlichdie polnischen Bedenken

gegen den Völkerbund noch einmal in seiner Rede vor dem Sejm am 10. Januar d.I.

zusammengefllßkk»M A U k A U U si ch«, so hat er da u. a. gesagt, ,,d e s Ei n d r u rk s

Nicht erwehren- daß verschikdene Faktoren die Liga in erster
Linie als ein Instrument sehen wollen, das gegen die soge-
nannten totalitären Staaten gerichtet ist«.

INit einer Polen befriedigenden Reform des Völkerbundes ist nicht mehr
zu rechnen. Das Prinzip der Allgemeinheit der Genfer Liga ist unrealisierbar
geworden, und die Tatsache, daß in Genf die ,,demokratischen«Staaten allein maßgebend
und von jeher daran gewohnt sind, sich der aus der Versailler Atmosphärestammenden
Institution als eines Kollektivinstrumentes ihrer Sonderpolitik zu bedienen, läßt die

polnische Befürchtunghinsichtlich einer fortschreitenden Entartung des Völkerbundes in.
vollem Umfang als berechtigt erscheinen. D a s a b e r b e de u te t ,

d a ß P o l ev
vor die Frage gestellt werden wird, ob es im Bunde bleiben und
als dessen Mitglied den aller Voraussicht nach erfolglosenVersuch unternehmen soll, in

Genf gegen den Widerstand der dort versammelten Staaten die Grundsätze seiner eigenen
Politik zur Geltung zu bringen, oder ob es aus dem Grundsatz seiner Politik, mit
keinem der bestehenden Lager gemeinsameSache zu machen, die letzte Konsequenz ziehen
und aus dem Bunde austreten soll, — was von den ,,demokratischen«
Staaten naturgemäß sofort als polnische Parteinahme für den Block der ,,totalitären«
Staaten ausgelegt werden würde.

'Zu den Faktoren, die die außenpolitischeLage eines Staates berühren, gehört auch
die Behandlung der südischen Frage. Diese hat schon bei dem Zustande-
kommen der Minderheitenschutzverträgevon 1919 eine maßgeblicheRolle gespielt. Seit

derMachtergreifungdurch den Nationalsozialismus hat die Behandlung, die diese Frage
m den einzelnen Staaten erfährt, geradezu die Bedeutung eines Kennzeichens
der außenpolitischen Orientierung erlangt. Auch Polen hat die inter-
nationalen Rückwirkungeneiner judenfeindlichenEinstellung schon gelegentlich zu fühlen
bekommen. Wenn Polen auf gesetzlicheMaßnahmen auf diesem Gebiete bisher verzichtet
und auch die Frage der jüdischenAuswanderung vor der internationalen Oeffentlichkeit
bisher nur mit vorsichtiger Zurückhaltung angefaßt hat, so ist hierfür in erster Linie
die nicht unbegründeteBefürchtung maßgebendgewesen, daß es durch eine kräftige
Initiative in der Behandlung dieses Problems in eine allzu nahe politische Berührung mit

dem Block der ,,totalitären« Staaten gebracht werden könnte. Durch den U m s ch w u n g
in R u m än i en ist auch für Polen in dieser Hinsicht eine neue Lage entstanden. Polen
wird durch das Vorgehen seines südlichenNachbarn in die vorteilhafte Lage versetzt, die

Auswirkungen einer Politik, die es selber nicht durchzuführen gewagt hat, an einem

Staate, der sich in einer ähnlichen internationalen Situation wie es selber befindet,
studieren und daraus seine späteren Schlüsse ziehen zu können. Polen hat den gefahr-
loseren Weg gewählt, sich die Politik, die es selber einmal einzuschlagen gedenkt, von

einem anderen Staate erst einmal vorexerzieren zu lassen. Hat Rumänien mit seinem
Vorgehen gegen die Juden trotz der Schwierigkeiten, die ihm von den sonst um die

nationalen JRinderheiten wenig besorgten Westmächten in den Weg gelegt werden,

Erfolg, so ist mit einiger Bestimmtheit damit zu rechnen, daß Polen seinem Beispiel
folgen und die zu erwartenden außenpolitischenRückwirkungenin Kauf nehmen wird.

Darüber, daß die Entjudung auch für Polen eine innerpolitisch-völkischeNotwendigkeit
ist, können keine Zweifel bestehen. Als sicher muß man aber auch annehmen,
daß eine tatkräftige Initiative in dieser Richtung geeignet ist,
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·- nicht nur die Beziehungen Polens zu den »demokratischen«Staaten zu trüben, sondern
auch die Aussichten auf eine konsequente Fortsetzung seiner
Politik zwischen den Fronten zu mindern.

Eine weitere Frage, die in diesem Zusammenhange erwähnt werden muß, ist d i e

Forderung Polens, an einer Neuverteilung des überseeischeu
Kolonialbesitzes beteiligt zu werden. IRit dieser Forderung, die die

Interessen der »besitzenden«,und das bedeutet im wesentlichenwieder der »demokratischen«
Staaten berührt, stellt Polen an die Seite der Staaten, die eine Erweiterung ihres
wirtschaftlichen Lebensraumes und ihrer Nohstoffbasen verlangen. . Freilich ist Polen
bemüht, mit seiner Forderung den gegenwärtigen Besitzernder Kolonialgebiete nicht allzu
lästig zu fallen und Deutschland allein die Beschwernisse,die die Geltendmachung der

Kolonialforderung mit sich bringt, übernehmen zu lassen. G e r a d e d a d u r ch a b e r ,

daß es seine eigene Forderung gewissermaßen an diejenige Deutsch-
lands anhängt, rückt es an die nichtbesitzenden, und das sind im

wesentlichen wieder die ,,totalitären« Staaten nur um so näher
h e r a n.

Je weiter die drei genannten Probleme ausreifen, um so schwieriger muß es sür Polen
erscheinen, sich weiterhin zwischen den Fronten zu halten· Es ist offensichtlich, daß
eine solche Stellung zwischen den Mächten, die in sichdie Kräfte weltbewegender Ent-

scheidungenbergen, notwendigerweise etwas r o v i so r i s ch e s ist und einem Staate
wie Polen nur zeitlich begrenzte Erfolgsaussichten zu bieten vermag.
Aber nicht nur das. Eine solche Stellung birgt für einen Staat, dem die Macht fehlt,
die Entscheidungen, denen er ausweichen will, zu verhindern, die Gefahr, von beiden

Fronten als Gegner behandelt zu werden. Die Politik, die Polen betreibt,

setzt weniger mutige Initiative als wendige Klugheit voraus. Und der, der sie betreibt,
übersiehtallzu leicht, daß das, was er selber für Klugheithält, von den Anderen als

vertragsunfähige Unzuverlässigkeit aufgefaßt werden kann. Wer zu

vorsichtig ist, um rechtzeitig auf einen der ihm bereitgestelltenStühle zu setzen, wird

schließlichzwischen die Stühle geraten. Dr- K-

FünfJahre Gan Bayerifche Osimart
Am 11.Januar vor fünf Jahren wurde auf Befehl des Führers der Gau

Bayerische Ostmark geschaffen. Ueber Aufgabeund Bedeutung dieses Gaues sprach
am 4. Dezember 1937 auf einer, Arbeitstagung des Bandes Deutscher Osten in

Passau Gauleiter Fritz Wä,ihtler, der die Tagiing als ein eindrucksvolles
Bekenntiiis zur Einheit der Ostgreuze des Deutschen Reiches begrüßte. Aus der

Rede des Gauleiters seien im Folgenden einige leitende Gedankengange wiedergegeben-

Es·ist die vornehme Aufgabe des Bundes DeutscherOsten, der keine Partei- oder
Staatsdienststelle, sondern eine Vereinigung gleichgesinnter, verantwortungsfreudiger
Bekenner und Kämpfer für den deutschen Osten ist, dessen geistige und seelischeEinheit zu

pflegen.
«

Innerhalb dieses Kampfes um den drutschen Osten hat die Bayerische psimark
mehrere Aufgaben von besonderer Eigenart zu erfüllen. Schild und Briirke isl
die Bayerische Ostmark zugleich! Schild der Reichseinheit rm
Osten und Brücke des Reiches zum Südosten. Beide Aufgaben sind an
nicht neu. Denn gewaltige Kulturströme sind aus dem Raum-der Bayerischen Osimark
viele Jahrhunderte hindurch donauabwärts gegangen, und gefährliche,gegen das Neich

gerichtete Völkerstürme sind an dem.harten Wehrwillen der Bayerischesztmark,ab-
geprallt. Man braucht nur an den Hussikenstukmdenken! Nur die Kurzsichtigkeit eines

lediglich staatlichen und privatwirtschaftlirhen Denkens hat während des. letzten halben
Jahrhunderts die großen Aufgaben der Bayerischen Ostmark in Vergessenheit geraten
lassen. Das kleindeutsche Reich hat jenseits der Grenze nur das verbündete Ocsterreich,
nicht aberdas angreifende Tschechentum und das bedrängte Deutschtum gesehen. Nkan

hat Passau, das einst ein Mittelpunkt südosldeutscherKulturbeziehungen war, zu einer

Landstadt herabsinken und die reichsdeutsche Donaulandschaft mit ihrem Hinterland zu

einem toten Winkel werden lassen-
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So hat es als im Jal e «1933 der Gall B .-
-

-

«
-

« )c » . Ayeu che O tmark e cl a en wurde,

Felsllchgeinmal darum gehandelt, Ulselgsluptkekstwieder utiiVerständnisEfr"1sr)disefAufgaben
w

es aucs zu werben. Es wird m, eugszchlllndauch heute noch viel zu wenig beachtet,
new bedeuteh daß bei Furkh lnF Uld die Tschechen 200 Kilometer

weites westlich stehen Al? Eile olen bei Schneidemühl und um
300 Kilometer weiter iveikllchaledie Glowenen an der Kärntner

It e n z e
- daß im Bereich del· DayknscheflDstmark, also im Zentrum der gesamt-

EuklchenQstfeollk, der tie fske awilche Einbruch in den deutschenO kFIa e S - U n d V o l k s r a u M liegs« nd es muß auch immer wieder darauf hin-
gewiesen werden, daß der tschechischeKeillkZWVhldie nördlichund südlichvon ihm gelegenen
deUklchenGebiete in der Flanke und Im Ruckenwie auch d i e M i t t e d e s d e u«ts ch e n

Volks- und Neichsbodknss gerade an ihrer schmalsten Stelle,
Auf der Linie Furth im TLZUlEJ-W»eißenburgim Elsaß, bedroht,
dFßTifchechenund Franzosen in Deelmlles Inst dem Gedanken spielten, an dieser Stelle
die NelchSieinheitzu zerbrechen.

»

Die Tatsache,daß dieser Anschlag aus die Einheitdes Reiches hat abgewehrt werden
kormen- ändert nichts daran, HGB le Bayerisch e D st mar k ein er der

Nekvfnpllnkte der reichsdeutlchell Ostgrenze und im" Guten wie
im Besen ein Raum der geoßÄn Enkscheidungen ist, und das um so
meth als durch die ZusammenakbclkzwischenPkng und Moskau der tschechischeKeil
an einen gefährlichlangen Hebelclkm angesetztworden ist, der vom Kreml bis in das

HekzMitteleuropagkeichk· Um abek NkaeUpunkteschützenzu können, b r a u cht m a n

nlcht nur einen guten Panzek»- also eine starke Wehrmacht,
sondern auch einen gesunden» Kvkper, also ein dicht siedelndes,
lebenstüchtiges und boden standiges Grenzvolk. Denn auch die beste
Tkllppe ist auf die Dauer nicht in der Lage-ein ausgeblutetes Land gegen einen über-

legenenfremden Blutdruck zu halten. Volkspolitischläßt sich ein Land letzten Endes nur

durchdie Kraft des b i o l o g i s cl) e n Wehrwillens eines Volkes behaupten.

,

Von diesen Ueberzeugungenausgehend- l)at der Nationalsozialismus im Jahre 1933

m der BayerischenOstmark die Erziehung der Bevölkekungzum Grenzbewußtsein,den

Knmpfgegen die Arbeitslosigkeit, den Ausbauder gewerblichen Wirtschaft, die Leistungs-
stetgerungder Landwirtschaft, die Erschließungdes Lande-z durch große Straßenbauten,
den Kampf um die Volksgesundheik Und den Aufbau des kulturellen Lebens begonnen.
Er hat all diese vielseitigen Maßnnhknen einer bewußten g r e nzp olitisrh en

Zielsetzung untergeordnet : die BayerischeOstmark zu einem Schild der

Neichseinheit gegen die Gefahren von Osten und zu einer Klammer

der Neichseinheit über die Stammes- und Konfessionsgrenzen
hlkl w e g auszugestalten. Vielleicht treten die Erfolgeder nationalsozialistischen Aufbau-
arbeit für den, der die wirtschaftlichen und seelischenBerwüstungen des vergangenen
Zeitalters kennt, nirgends so handgreiflichsichtbar wie in der Bayerischen Dstmark zu

Tage. Es ist klar, daß in den wenigen, seit der Machtergrcifung verstrichenen Jahren
die traurigen Ergebnisse einer langwährendenVernachlässigungnoch nicht endgültig
haben beseitigt werden können. Es ist notwendig, die V e r k e h r s e r l i e ß U n g

fortzuleselb die bäuerliche Wcl I d Wikkschuft zu verbessern, die Viehwirt-
ich U ft in den ackerbaufeindlichenWald-gebieten zu fördern,das Land aus einer Nohstoff-
quelle für andere Gebiete zu einer Werkstätte der Rohstoffverarbeitung
zu entwickeln, die Volks g e s u n d l) e i t zu heben, insbesondere die S ä u g l i n g s-

st e r b l i ch k e i t zu bekämpfen nam. Alle dieseMaßnahmenmüssen dem Ziel dienen,
die Abwanderungaus dem Grenzgebiet zum Stillstand zu bringen, die Sied l u ng im

G r e n z g e b i et zu v e r dich te n und gerade die tüchtigstenKräfte durch die Sicherung
lohnender Arbeits- und Aufstiegsmöglichkeitendem Grenzgebietzu erhalten-

Wird so die Bayerische Qstmark zu einem starken Garanten der Einheit des Reiches,
so wird sie auch fähi , ein Mittler des Neichsoolkes zum Südosten zu werden. V o n

der Donau, der Lebensader des Südostens durchflossen, ist unter

allen reichsdeutschen Gauen vor allem die Bayerische Ostmark
berufen, diese Mittlerrolle zu übernehmen und den lebensnot-

wendigen Zusammenklang zwischen den großen Landschaften
des Rheines und der Donau nach Südosten hin sicherzustellen.
Es muß mehr als eine geschichtlicheErinnerung werden, daß die Donaulandschaft einst
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zu den blühendstenund dichtest besiedelten Gebieten des Reiches gehörte und daß Regens-
burg einst ein wahrhafter Reichsmittelpunkt war. Es muß als eine gegenwartspolitisch
bedeutsame Tatsache erkannt werden, daß die bayerischen und österreichischenStädte an

der Donau die Einheitlichkeit der deutschen Kultur sinnfälligverkörpern. Man darf
gerade angesichts der bolschewistischenDrohung, der das Hussitentum verbündet hat,
nicht vergessen, daß es die. Stärke des deutschen Volkes im Donauraum war, die mehr
als einmal den Vorstoß Asiens gegen die europäischeMitte zum Stehen gebracht und
damit eine Aufgabe für ganz Europa erfüllt hat, der die kleineren Völker des Südostens
trotz ihrer großen Blutopfer nicht gerecht zu werden vermochten, und d a ß d ie

kulturelle, wirtschaftliche und wehrpolitische Gemeinsamkeit
des deutschen und des weiteren europäischen Südostens auf eine

große, durch die Jahrhunderte bewährte Tradition zurück-
b l i ck e n k a n n. Feindliche Gewalt, diplomatische Kleingläubigkeitund verengtes Raum-

bewußtsein haben diese Tradition zu zerstören versucht. Daß aber die Tragödie des
Donauraumes auch von den Kreisen empfunden wird, die sie verschuldet haben, geht aus

der Tatsache hervor-, daß seit 1919 in Paris, Prag und Genf Dutzende von Plänen für
die Reorganisation dieses Raumes aufgestellt worden sind, die wie Leuchtraketen am

politischen Himmel Europas ausstiegen und, ohne eine Spur zu hinterlassen, wieder

verpufften. Denn ihre Urheber haben den fundamentalen Fehler be-

gangen, eine Neuordnung des Donauraumes ohne oder gegen
das Deutsche Reich und das deutsche Volk durchführen zu wollen.

Jede Neuordnung dieses Raumes aber wird an folgendengrundlegenden Tatsachen nicht
vorbeigehen können: 1. Das Deutsche Reich und Oesterreich sind vom

gleichen deutschen Volke besiedelt, und in einem Zeitalter, dem die Völker
das Gepräge geben, wird man auf die Dauer die Teile ein und desselben Volkes nicht
daran hindern können, eine gemeinsame Straße zu gehen. 2. D i e V ö l k e r d e s

Donauraumes sind mit dem deutschen Volke in eine gemeinsame
A b w eh r f r o n t gegen einen Feind, der sie alle bedroht, den Bolschewismus, g e st e l l t.

Z. Die Völker des Donauraumes bedürfen, um ihren materiellen und

kulturellen Wohlstand zu mehren, eines Ergänzungsraumes, der ihnen
den Ueberschuß ihrer landwirtschaftlichen Erzeugnisse Und

R oh st o f f e a b n i m m t ; dieser Ergänzungsraum kann kein anderer sein als das

Deutsche Reich. Es liegt im Interesse aller Anrainer des Donaustromes, e i n e a u f
weite Sicht berechnete mitteleuropäische Wirtschaftsgemein-
sch a ft z u sch a f f e n ,

die allen Beteiligten inmitten einer stürmischenund unberechen-
baren Entwicklung der Weltpolitik die ihnen lebensnotwendigenWirtschaftsgüter im

nachbarlichen Austausch sicherstellt. Eine solche Entwicklungläßt wesentlich durch den

Ausbau der Großschiffahrtsstrclße Rhein-Main—Donau mit

Abzweigungen nach Mittel- und Norddeutschland verstärken. Es ist nicht zu viel gesagt,
wenn man behauptet, daß der Bau dieses Großtvasserwegeseine geschichtlicheWende im
Wirtschaftsleben Mittel- und Südosteuropas darstellen und wohl ebenso viel wirtschafts-
gestaltende Kraft wie etwa der Bau des Suezkanalshaben wird.

Jm Rahmen dieser gesamtdeutschen Aufgabe kommt der Bayerischen Ostmark ihre
besondere Aufgabe zu, eine Aufgabe, die die deutscheSchlüsselstellungOesterreichs gegen-
über dem Südosten in keiner Weise beeinträchtigt oder beschränkt. Denn es genügt nicht,
daß die Aufgabe, die dem deutschen Volk an der Donau gestellt ist, nur in dem Raum

zwischen Wien und Linz begriffen und durchgeführtwird. D er ö ste rr eichische
Donauraum muß in einer lebensvollen reichsdeutschen Donau-

landschaft seine Fortsetzung finden. Jm Zuge einer vom Rhein zur Donau

führenden Lebensader darf keine tote Stelle, keine Bruchlinie liegen. Keine Landschaft
des Reiches ist nur für selber da. Eine jede muß zu einem lebendigen Ganzen
«mit den anderen Landschaften des Reiches verbinden. D e r B a y e r i s ch e n D st m a r k

werden durch ihre Lage an der tiefsten Einbruchstelle slawischen
Volkstums, an der Nahtstelle zwischen Nord- und Süddeutsch-
land und an der großen Wirtschafts- und Kulturstraße der

Donau ihre reichswichtigen Aufgaben gewiesen. Und die Bayerische
Ostmark hat, seitdem sie vom Nationalsozialismus zum Bewußtsein ihrer Lage und der

sich daraus ergebenden Aufgaben erweckt worden ist, schon bewiesen, daß sie bereit ist.
sich mit allen Kräften dort einzusetzen, wo es um die Zukunft des deutschen Volkes und

um die Größe des Deutschen Reiches geht.
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DeutscherGchutfireikin Oitoberfchlefien
Niit dem Beginn de Schuljahres 1 93 7,-"’«38trat nicht nur für die

privaten, sondern auch fül- die öffentlichen deutschen Minderheits-
schulen Oskobekschlefieno eine wesentliche Verschlechterung
der Rechtslage. Durch das System der Sprachprii sungen wurden zu

Beginn dieses Schuljahkeg mehr als 30 v. der Kinder-, die zu den öffentlichenVolks-
schulen mit deutscher Unkekkichtgspracheangemeldet worden waren, am Besuch dieser
Schulen gehindert· Von 1346 deutschen Schulanfängern, die den

Sprachpriifungen unkekziehen mußten, wurden 407 in polnische
S ch u le n v e r w i ese n, Jni Schuljahr 1936s37 waren von 1 577 deutschen Schul-
anfängern 10,9 v. H· und jkn Schuljahr 1935s36 von i 407 deutschen Schulanfängern
10,1 v. zwangsweise den polnischenSchulen zugeteilt worden. Während also in den

Aether-gehendenJahren ekwa ein Zehntel der zu den deutschen Schulen angemeldeten
Kindern zurückgewiesenworden war, wurde zu Beginn des Schuljahres 1937s38 fast ein
Dkikkel dieser Kinder von diesem Schicksal betroffen. Die Sprachpräfungen in den

deutschen K i n d e r g ä r te n Ostoberschlesienshatten ein ähnlich schlechtes Ergebnis.
Senator W i e sn e r richtete in dieser Angelegenheitam 4. Januar eine A n f r a g e

an d e n po l nische n Ku l t u s in in i ster. Zum besseren Verständnis der gegen-
wartigen Lage sei im Folgenden an die Entwicklung der Sprachpriifngs-
fr a g e erinnert: Bereits im Jahre 4 9 2 6 wurde auf polnisches Betreiben versucht, die

strittige Frage der Volkszugehörigkeitdadurch zu klären, daß man die zu den deutschen
Schulen angemeldeten Kinder auf ihre deutschen Sprachkenntnisse prüfte. Die damals
unter der Aufsicht deg Vom Bölkerbund delegierten »Sachverständigen« M a u r e r

durchgeführtenSprachprüfnngen hatten Beschwerden von Seiten der deutschen Volks-

gkuppe zur Folge, mit dem Ergebnis, daß die Sprachprüfungen vom Inter-

nationalen Gerichtshof im Hang als mit dem Grundsatz des

freien Volkstumsbekenntnisses unvereinbar abgelehnt wurden.

Schließlichkam es im Jahre i 9 3 4 durch Vermittlungdes Präsidenten der Gemischten
Kommissionfür Oberschlesien, Calvkldek, zu einer Ei n i g u n g z w i sch e n d e M

Deutschen Volkgbund und der Wojewodschaftsbehörde. Zwischen
diesenbeiden Parteien wurde ein förinlichesAbkommen geschlossen, in dem vom Deutschen
Volksbund das System der Sprachpriifungen anerkannt wurde, während die Wojewod-
schastsbehördesich dazu verstand, die Prüfungen von Komrnissionen vor-

nehmen zu lassen, die ans zwei gleichberechtigten und der deut-

schen Sprache vollkommen mächtigen Nkitgliedern bestanden,
von denen dag eine Vom Volksbund und das andere von der

W o e w o d s ch a ft b e r u f e n w u r d e. Weiter wurde vereinbart, daß diejenigen
Fälle, in denen sich die beiden Jlkitglieder der Prüfungskommissionennicht einigen konnten,
einem oder mehreren neutrale n pädagogischen "Superexp.erten unter-

breitet werden« von diesen, Unabhängig von der ersten Priifung, noch einmal geprüft
und endgültigentschieden werden sollten.

So war die Lage bis zum Ablauf der Genfer Konvention im Juli
v. J. Damals änderten die polnischen Behörden, ohne die deutsche Seite hiervon in

Kenntnis zu setzen, ihre Sprachprüfungspraxis, indem sie zu d e n K o m m i o n e n

keine deutsche Vertreter niehr,zuzogen, sondern die Priifungen
ausschließlich von polnischen Lehrpersonen durchführen ließen.
Von polnischer Seite wurde dieser Schritt mit dem Ablauf der Genfer Konvention

begründet,obwohl die Abmachung von 1934 mit dem Teil Ill der Konvention in keinem

Zusammenhang gestanden, sondern eine interne Angelegenheit zwischen dem Deutschen
Volksbund und der Wojewodschaftsbehördedargestellt hatte. Die Folge der unter

Ausschlußder deutschen Kommissionsmitglieder vorgenommenen Sprachprüfungen war,

daß, wie eingangs erwähnt, zu Beginn des Schulahres 1937J38 407 Kinder, deren

Eltern sich ganz klar zur deutschen Volksgruppe bekennen, der polnischen Schule zugeteilt
wurden, obwohl von deutscher Seite durchgeführte Prüfungen
ergaben, daß der weit überwiegende Teil dieser Kinder die

deutsche Sprache genügend beherrschte, um einem deutsch-
sprachigen Unterricht folgen zu können. Die Eltern der von der deutschen
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Schule zurückgewiesenenKinder traten, da sie mit dem Entscheid der polnischen Prüfungs-
kommissionen nicht einverstanden sein konnten und ihre Proteste bei der Wojewodschafts-
behörde erfolglos verliefen, ihnen gegen den Entscheid der Kommissionen aber kein Rechts-
mittel zustand, in den Schulstreik. ,,E s i st so w e i t«, heißt es in der Anfrage des
Senators Wiesner, »daß heute einige hundert deutsche Kinder keine

Schule mehr besuchen, weil die Eltern nicht gewillt sind, ent-

gegen ihrem ganz klaren Bekenntnis zum Deutschtum die Kinder
in die polnische Schule zu schicken«.

Die seit dem Ablauf der Genfer Konvention eingeführtePraxis der Sprachprüfungen
steht, wie in der Anfrage weiter festgestellt wird, sowohl mit der polnischen V e r -

fassung und den geltenden Gesetzen wie auch mit der Volksgruppen-
E r k l ä r u n g vom 5. November v. J. im Widerspruch. Die Volksgruppen-Erklärung

»

verbietet, »die Minderheiten zwangsweise zu assimilieren, die Zugehörigkeitzur Minder-

heit in Frage zu stellen und das Bekenntnis der Zugehörigkeitzur Minderheit zu

behindern-C Jn Uebereinstimmung damit wird in d e r A n f r a g e d e s S e n a to r s

Wliefner die Anerkennung des Grundsatzes verlangt, daß die

Entscheidung darüber, ob jemand deutsch ist oder nicht, einzig
und allein vom Bekenntnis des Einzelnen und, falls dieser sich
zum Deutschtum bekennt, von der Anerkennung seines Bekennt-

nisses durch die Volksgruppe abhängig ist. Die gegenwärtige«Sprach-
prüfungspraxis muß von der deutschen Volksgruppe grundsätzlichabgelehnt werden. Jn

diesem Sinne werden in dem Schriftsatz des Senators Wiefner folgende Anfragen (die
zugleich Forderungen sind) an den polnischen Kultusministergerichtet: Jst der Minister
bereit, i. die dem geltenden Recht widersprechenden Sprachpcüfungen im Ver-ordnungs-
wege aufzuheben, 2. den gesetzlichen Zustand wiederherzustellen und den deutschen -

Eltern wieder das alleinige Bestimmungsrecht über ihre Kinder zu garantieren, und S.

die bereits getroffenen, gegen den Willen der Eltern gerichteten Entscheidungen rück-

gängig und damit den Kindern den Besuch der deutschen Schule wieder möglich zu

machen? — Mehrerehundert deutsche Kinder stehen im Schulstreik.
Die Eltern mehrerer hundert deutscher Kinder sind ent-

schlossen, um ihr Recht und das Volkstum ihrer Kinder zu
käm p f e n. Der polnische Kultusminister hAk jetzt das Wort.

1100 Deutsche wurden entlassen
Die Wirtschaft Ostoberschlesiens stand im Jahre 1937 im Zeichen einer langsam auf-

steigenden Konjunktur. Der Beschäftigungsstandin der Schwerindustrie besserte
Dementsprechend konnten im vergangenen Jahre über 25 000 Arbeitskräfte neu eingestellt
werden« Von dieser Tatsache muß man ausgehen, wenn man d i e L ag e d e r

deutschen Arbeiter- und Angestelltenschaft dieses Gebietes betrachtet.
Die Besserung der Arbeitsmarktlage kam dem zum deutschen Volkstum bekennenden

Teil der Arbeitnehmersrhaft nicht zugute. Jm Gegenteil: Während, wie gesagt, viele

Tausende p o l n i s eh e r Arbeiter neu eingestellt werden konnten, wurden weit über 1 000

Deutsche aus Brot und Arbeit verdrängt. Jn allen Fällen war die deutsche
Volkszugehörigkeit der eigentliche Grund zur Entlassung, wenn

auch in den Kündigungsschreibenimmer wieder »Neorganisation", »Arbeitsmangel«,
,,mangelnde Berufseignung«und dergleichen als Begründungangeführt wurden. Die im

Folgenden noch einmal ausgeführtenFälle sind nur einige Beispiele aus der Praxis der

von den polnischen Betriebsverwaltungen durchgeführtenund von den polnischen Behörden
in keiner Weise behinderten deutschfeindlichenPersonalpolitik

Am 12. Januar wurden 12 deutsche Arbeiter der Fr i e d e n s h ü t t e entlassen; der

polnische Direktor Borkowfki erklärte bei dieser Gelegenheit, daß die Entlassung auf
Anordnung höherer Stellen erfolge. Arn 26. Januar wurden 13 deutsche Arbeiter der

S ch l e s·i e n g r u b e entlassen. Am 27. Februar kündigte die Pleßsche Nestverwaltung
sämtlichen deutschen Beamten. Am 10. März erhielten wiederum 20 deutsche Arbeiter
der F r i e d e n sh ü t te das Kündigungsschreiben. Am 1. April wurde 6 deutschen
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Beamten der ,
«

« -

·

Am 15. Juli setzte die r i e d e n s h ü t t e mit der

Entlassungweger Arbeitskräfte ihre deutschfeindlirhe Personalpolitik fort,
wobei der Vertreter der Hütte j»

einer Verhandlung vor dem Schlichtungsausschuß
erklärte,daß »die deutschen Arbeiter deswegen zur Arbeit nicht geeignet seien, weil man
zu ihnen kein Vertrarlen haben könne«-.

20. August schickte die B i s cn a r rkhü t t e

24 deutschenArbeitern das KündigungsfchreibenAm i· September wurden 7 Deutsche,
die beim Bau der L u b l i r- i t; e r VI U s s e r l e i t u n g beschäftigt waren, fristlos ent-

lassen; auf dem Arbejkgamt wjlrdri ihnen mitgeteilt, daß ihre Entlassung »von höherer
telle verfügt«worden sei, Am -i. Okkvbek wurde von der K o k e r e i v e r e i n i g u n g

8,. von der PleßschenVerwaltung 1- VDU dek F r i e d e n s h ii t t e und der J n te r -

esscngemeinschafk je 3 und voll dFkYolnisch-französischen Bank 2,

zusammen also 17 deutschenBeamten gekllndsgtAm 6. Oktober entließdie Giesch e-

g r u b e 7 deutsche Arbeiter, und von der B I s m a r ck h ü t t e wurde am gleichen Tage
24 deutschenArbeitern gekündigt

Am 21. Oktober erhielten wieder 8 deutsche Arbeiter
der G i e s ch e g r u b e die Kündigung

Von demselbenSchicksal wurden am 30. Oktober
9 deutsche Arbeiter der F a l r; a h ü t te betroffen. Am 1. November kündigten die

Skarboferme und die Au dalusiengrube je -1 und die Friedensgrube 4

deutschen Arbeitern Am 16. November, also bereits nach der Veröffentlichung der

Volksgruppen-Erk1är«ng,wurden 10 deutscheArbeiter der K ö n i g s h ü t t e und am

25. November 24 deutscheArbeiter der l S ni a r ckhü t t e entlassen. Am i. Dezember
wurde wieder Von der F r j e d e n s h u t t e 14 deutschen Arbeitern gekündigt. Die

Königshütte, die Falvahükke- die Gieschegrube und das Hohen-
lo h e - Z i n kw a l z w e r k schlossen mit der Kündigungbzw. Entlassung von etwa
50 deutschenArbeitern an· Am Zi. Dezember gaben die F r i e d e n s h ü t t e ,

die

Hohenlohewerke, The H e nckel-Donnersmarck Ltd., die Giesche-
grube- die Nudaer Stein kohlengewerkschaft, die S.A.G. und die

Kohlenhandelsgesellschaft,,P r o g r e ß« Mit der Kündigungvon 15 deutschen Angestellten
der deutschfeindlichenPersonalpoiitik den entsprechendenJahresabschluß

Die »KaktowitzerZeitung-«hat dlelei VVksteth in gekürzter Form wiedergegeben-!
Aufstellungmit folgendem Zusatz versehen: »Es dürftekaum jemandem einfallen, alle diese
Entlassungenmit wirtschaftlichen NOkWMdigkeikenzu begründen. Jn der ostober-
schlesischenSchwerindustrie ist die Zahl dek Beschäftigtennach den amtlichen Ziffern
von Beginn des Jahres bis zur Gegenwart um 25 142 Mann gestiegen. V o n d e U

Mitgliedern der Gewerkschaft deutscher Arbeiter sind in dem-

selben Zeitraum 525 Mann arbeitslos geworden; und man geht
wohl nicht fehl in der Annahme, daß im Jahre 1937 1000 deutsche
Arbeiter wegen ihres Bekenntnisses zu ihrem Volkstum ent-

lasse n w o r d e n sin d. Die deutschen Angestelltenhaben einen ähnlichen schweren
Stand gehabt. Nach den Angaben des Verbandes deutscher Angestellter sind i m

Jahre 1937 102 deutsche Angestellte entlassen worden. Trotz der

Volksgruppen-Ekklärungist die Lage der deutschenArbeitnehmerschaftin Ostoberschlesien
nicht erträglicher geworden. Es fällt daher schwer für das kommende

Jahr 1938 dieHoffnung auf Besserung auszusprechen. Wir müssen
uns dessen bewußt fein, daß der Lebenskampf der deutschenVolksgruppe in Polen immer

härter wird. . . .«
.

Optimismus in bezug auf die Behandlung der deutschenVolksgruppe in Polen wäre
auch dann nicht am Platze, wenn etwa wieder einmal irgendein mehr oder weniger
prominenter Vertreter des polnischen Staates für die Zukunft eine bessere Behandlung
zusagen würde. Derartige Zusagen von hoher und höchster Stelle hat es

im vergangenen Jahre mehrfach gegeben. Da ist zunächstder am nächsteninteressierte
Gewalthaber, der W o je w o d e G r a z I) n s k i. Dieser hat zu Beginn des Jahres 1937

Dr· Ulitz als dem Leiter des Deutschen Volksbundes versprochen, die Wiedereinstellung
entlassener deutscher Arbeiter zu unterstützen. Jm April hat der a u p t a r b e i t s -

in spektor Klott den Vertretern der deutschen Gewerkschaften versichert, daß die

polnische Regierung durchaus auf dem Grundsatz verharre, daß alle Bürger ohne Unter-

schied der Nationalität ein Recht auf Arbeit hätten, da eine unterschiedliche Behandlung
zur Verfassung in Widerspruch stände. Jm Juni hat der IN i n i sie r p r ä s i d e n t

S kladkowski, als ihm Senator Nkiesner eine Denkschrift über die Arbeitslosigkeit
unter der deutschenBevölkerungüberreichte,erklärt, daß bei der Bekämpfung der Arbeits-
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losigkeit auch die Bedürfnisse des deutschen Bevölkerungsteilesberücksichtigtwürden.
Und im November hat die polnische Regierung in der -Volksgruppen-
Erklärung zu dem Grundsatz bekannt, daß die deutschen Volksangehörigen wegen ihrer
Zugehörigkeitzur deutschen Volksgruppe in der Wahl oder bei der Ausübung eines

Berufes oder einer wirtschaftlichen Tätigkeit nicht behindert oder beeinträchtigtwerden

dürfen. An Versprechungen hoher polnischer Amtspersonen ist im vergangenen Jahre
also kein Mangel gewesen. Man muß jedoch leider feststellen, daß sich diese Ver-

sprechungenhinsichtlich ihres Wertes von der ehrenwörtlichenVersicherung des Direktors

Absalon von der Königshütte, derzufolge kein deutscher Arbeiter der Hütte mehr ohne
vorherige Anhörung der Gewerkschaft deutscher Arbeiter entlassen werden sollte, nicht
unterscheiden-

Ueberblick über Liiauens Außenpoliiik
Vor den am 5. Januar in Kauen versammelten Vertretern des Tautininkai-Verbandes

gab der litauische Außenminister Lozoraitis in einer längeren Rede einen
Ueberblick über die außenpolitischenBeziehungen Litauens. Nach einem B eken ntnis

zu dem bankerotten System der »kollekt·iven Sicherheit« stellte
Lozoraitis-fest, daß die geographische Lage Litauens an der Ostsee, die der

Redner, in einem modischen Jrrtum befangen, als ,,seit der ältesten Vergangenheit«
bestehend bezeichnet, »eines der wichtigsten Elemente nicht nur der litauischen Außenpolitik,
sondern auch der Jnnenpolitik« sei. Mit L e ttla nd un d Est l a n d sei Litauen durch
diese gemeinsame Lage an der Ostsee verbunden. Lozoraitis behauptete, die B a ltische
Entente sei im vergangenen Jahre weiter gewachsen und ausgestaltet worden· Es

habe zwar, wie das zwischen Nachbarstaaten so üblichsei, auch zwischen .den Rand-

staaten M e i n u n g s v e r s ch i e d e n h e i t e n gegeben; »der Geist der Solidarität und
der loyalen Freundschaft«,der die Beziehungen der drei Staaten zu einander auszeichne,
aber verbiete es, die Bedeutung solcher Meinungsverschiedenheitenzu überschätzen.Litauen

habe sich an dieser Entente in der Ueberzeugung beteiligt, daß diese geeignet sei, »die
Verteidigungder gemeinsamen Jnteressen und die Durchführungder selbständigenPolitik
der drei Staaten als eines Elementes der Ruhe und der Beständigkeit zu vergrößern".
Diese Einstellung habe sich bisher nicht geändert. Hinsichtlichder Beziehungen Litauens

zur S owjetu n i o n stellte Lozoraitis folgendes fest:Diese Beziehungen seien nach wie

vor »an der von altersher bewährten Freundschaft gegründet«.
Litauen habe seinerzeit die Ausdehnung der Zusammenarbeit der

Sowjetunion mit den anderen Staaten auf dem Gebiete des

V ö l k e r b u n d e s b e g r ü ß t. Die kürzlich beendeten Wirtschaftsverhandlungen in

Moskau hätten die günstigeEntwicklung der litauisch-sowjetischenZusammenarbeit au ch
auf wirtschaftlichem Gebiet bewiesen·

Bei seinen Ausführungen über das litauische Verhältnis zu P o l e n verzichtete
Lozoraitis darauf, sich zum Wilnakonflikt grundsätzlichzu äußern. Er sprach lediglich
über die in letzter Zeit wieder einmal aktuellen volkspolitischen Fragen: Die A ktion

der polnischen Regierung gegen die Litauer im Wilnagebiet sei
im letzten Jahre verstärkt und rücksichtslos»Mit einer bisher noch nicht gesehenen Schärfe«
durchgeführtworden; sie habe die wichtigsten Zentren des kulturellen Lebens der Litauer

dieses Gebietes getroffen. Es sei selbstverständlich,daß die Vorgänge im TBilnagebiet
in der litauischen Qeffentlichkeit einen schmerzlichenWiderhall fänden. Die polnische
Regierung habe die Absicht, auf diese Weise die litauische Regierung zur Nachgiebigkeit
in der Wilnafrage zu zwingen. Jn der Oeffentlichkeit aber bemühe sie sich, den Eindruck

zu erwecken, »als ob diese ihre antilitauische Tätigkeiteine Antwort auf die angebliche
Bedrückungder polnischen Minderheit in Litauen darstelle«. Daß den Polen in Litauen

irgend etwas zu leide getan wird, wurde von Lozoraitis natürlich bestritten. Die Polen
in Litauen würden »als Bürger des litauischen Staates, nicht aber als Geiseln behandelt«·
Etwas deutlicher als Lozoraitis wurde der StaatspräsidentS m e to n a in der Rede, die

er vor demselben Gremium hielt. »Jn den letztenJahren«, so führte er u. a. aus, »haben
auch die in Polen lebenden Litauer viele Schläge erlitten. Wozu wird das getan? Das

ist eine böswillige Rache gegenüber den Litauern dafür, daß Litauen nicht dem Wilna-
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Vpk 15 Jahren, drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Versailler Diktates, am

10.qumk 1923, fielen als Frcjschärlergetarnte litauische Truppen in das Memelgebiet
ein. Am 16. Januar wurde die Stadt Memelvon ihnen besetzt. Es handelte sich bei

diesenangeblichen FkkischäklemVor denen die französischenBesatzungstruppen ruhmlos
das Feld räumten, um Teile der litauischen Jnfanteeieregimenter2, 5 und 8 sowie um je
eine Schwadkon der Kavallerjekegimenker1»und2. Mit diesem Ueberfall, der in dem

Augenblickerst-lng in dem die Franzosen Ins Nuhrgebiet einfielen, kamen die Litauer

nicht nur den polensreundlichen Absichten- die Frankreich in Memel verfolgte, zuvor,
sondern sie machten auch die Pläne

dee tnem»ellündischenBevölkerung zunichte, die damals
in der Hoffnung, aus diese Weise dee sonterenRückkehr zum deutschen IRutterlande
die Wege zu ebnen, dem Gedanken nn elnen Freistaat Memel anhing. jMit dem
10. Januar 1923 begann, nach jahrelangerUngewißheitüber das endgültige Schicksal,
mit der Aufrichtungder litauischen Feenidherrschaftdie eigentliche Leidensgeschichte des

"Memelgebietes.Es begann die Fremdherrschast,von der der heutige Staatspräsident
Litauens einmal sagt-, sie hause im Memelgebiet »in satrapischer Weise«.

WWWW

gebiet, das ihm mit Gewalt entrissen «WUL·«de,entsagt. Polen irrt sehr. Durch
ungerechteMaßnahmengegen unsere lttauischenVolksgenossen wird es Litauen nicht
zwingen, einen ungerechken Vertrag zu Unkerschreibenund die Beziehungen zu Polen
oufzunehmen Dieser Weg it nichk nUk lossch-sondern auch für Polen selbst schädlich:
dadurch kann man nicht zu guten nachbllkllshenBeziehungenkommen, sondern dadurch
wird der Abgrund zwischen den beiden Volkern, die einige Jahrhunderte gemeinsam
gelebt haben, nur noch vertieft.«

Auf die Beziehungen Litauenö zUNJ Deutschen N e ich e eingehend, bemerkte

Lozomiklehdiese Beziehungen håkken slch »I In v e r g a n g e n e n J a h r e w ei te r

Sebkssekk"— Das zwischen dem Deutschen Reich und Litauen abgeschlossene Ab-
tommen über die Haltung der Presse und des Rundfunks habe »sich
m zahlreichenFällen für den Schutz der Akmosphäkeals nützlicherwiesen«. Lozoraitis
stach sich für eine dauernde Beibehaltung dieses Abkommen aus, — wobei für ihn die

Beobachkllngmaßgebendgewesen sein Mllgz daß das Abkommen von deutscher Seite
mit einer Sorgfalt realisiert worden ist, die einem an osteuropäischeVorstellungen von

Vertragstreue gewöhnten Politiker nicht ohne weiteres begreiflich erscheint. Bei dem

Besuch- den er, Lozoraitis, im DJTärz vergangenen Jahres dem Neichsaußenminister
von Reurath abgestattet habe, sei, wie Lozoraitis meinte, von beiden Seiten eine Besserung der

Beziehungenfestgestelltworden, und, so fuhr er fort, wenn die Handlungen mit den gennanten
Absichtenin Uebereinstimmunggebracht würden, könne es nichtschwierigsein, die ,·,vonLitauen
iknkner gewünschtengutnachbarlichen Bezithngen mit Deutschland-«aufrechtzuerhalten,
Bezüglich des vom Memellandtag abgelehnten E n te i g n u n g s g e se tz e s v o m

September v. J. beschränkte sich der IikauischeAußenministerauf die-Behauptung,
daß dieses Gesetz mit dem Niemelstatut in Uebereinstimmungstehe. Diese Behauptung,
decen Wahrheitswidrigkeitvon deutscher Seite mit aller Klarheit festgestellt worden ist,
glaubte Lozoraitis mit dem Hinweis darauf unterstützenzu können, daß sich die

Beziehungen Litauens zu den Signatarmächten der Meint-l-
konvention »in einer Atmosphäre der Freundschaftund des Vertrauens« entwickelt

hätten und daß es zwischen Litauen und diesen Staaten ,,keinerlei Streitfragen« gebe.

Nachdem Lozoraitis dann — offenbar mangels realerer Argumente — »die großen
Sympathien«gewürdigt hatte, die ,,schon das alte Litauen zu Jtalien als dem Sach-
walter und Träger der lateinischen und christlichen Tradition« empfunden habe, stellte er

fest, daß E n g l an d mit 35 v. des litauischen Gesamtaußenhandelssowohl in der Ein-

fuhr wie in der Ausfuhr der wichtigste Handelspartner Litauens sei
und daß in der Erhaltung und Erweiterung dieses Zustandes die litauische Außenhandels-
politik ihre wichtigste Aufgabe sehe. Was Frankreich anlange, so hätten die

kulturellen Beziehungen Litauens mit diesem ,,um die Zivilisation und den Frieden
verdienten Lande« bedeutsame Fortschritte gemacht· Die Einführung der französi-
schen Sprache als der ersten Pflichtsprache in den höheren Schulen sichere die

Beständigkeitder Zusammenarbeit mit der französischenKultur. Sein Besuch inParis
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habe noch einmal »den herzlichenCharakter der gegenseitigenBeziehungen und das ständig
wachsende Verständnis Frankreichs für die Interessen Litauens bestätigt«.

Nach den recht oberflächlichenDarlegungen Lozoraitis’ergibt also folgendes Bild
der außenpolitischenBeziehungen Litauens: Die Schrumpfung des Völkerbundes wird
von der litauischen Außenpolitikmit Bedauern vermerkt. Der Nigaer Pakt von 1934,
der wiederholt als ein geeignetes Mittel, die beiden anderen Nandstaaten an den

Sonderproblemen der litauischen Außenpolitik teilnehmen zu lassen, bewährt hat, wird

grundsätzlichbejaht. Als stärkster Aktivposten der litauischen Außenpolitik
wird in Kauen nach wie vor die Zusammenarbeit mit Moskau

empfunden. Mit England ist die litauische Außenpolitikmehr oder weniger freiwillig
durch starke wirtschaftliche Bande verknüpft. Die litauische Neigung zu Frankreich, die

sich u. a. in einer starken Empfänglichkeitfür die französischeKulturpropaganda bekundet,
beruht in der Hauptsache darauf, daß dieser Staat immer noch an dem System der

»kollektiven Sicherheit« festzuhalten bemüht ist. D i e b e i d e n e i n z i g e n S t a a t e n ,

mit denen Litauen keine Beziehungen unterhält, die in der

Feiertagssprache der Diplomaten als ,,fr«eundschaftlich« be-

zeichnet zu werden pflegen, sind Deutschland und Polen. Für eine

Beilegung des Wilnakonfliktes haben sich bisher noch keine positiven Anhaltspunkte
ergeben; der Streit hat in den letzten -Monaten durch die auf beiden Seiten erhöhte
volksgruppenfeindliche Tätigkeit der Behörden eine neuerliche Verschärfung erfahren,
—- was bei der geringen Stabilität der allgemeinen politischen Verhältnisse am Rande

Europas natürlich die Möglichkeit einer überraschendenWendung nicht unbedingt aus-

schließt. Was die Memelfrage anlangt, so glaubt man in Kauen vor einem

Eingreifen der Signatarmächte sicher zu sein. Die ständigeBeunruhigung
der Beziehungen zum Deutschen Reiche, die sich aus der statutwid rig en Politik
L i t a u e n s im M e m e l g e b i et ergibt, meint man in Kauen offensichtlich dadurch
überwinden zu können, daß man die antideutsche Tendenzdieser Politik entweder frech zu

leugnen oder den verständlichenNückwirkungeneiner solchen Politik auf die reichs-
deutsche Oeffentlichkeit gegenüber dumm zu stellen versucht.

Danzig im Jahre 1932

Zu Beginn des Jahres -1937 traten die Auseinandersetzungen der Freien
Stadt Danzig mit dem Völkerbund, die mehrfach zu tiefen Spannungen
zwischen der Dan iger Regierung und dem damaligen Völkerbundskommissar Sean Lester
und zu scharfen zusammenstößenin Genf geführt hatten, in ihr entscheidendes Stadium
ein« Jm Januar 1937 sah sich der Völkerbundsrat zur Abberufung Sean

Lesters gezwungen, der sich durch seine fortgesetztenVersuche, unter mißbräuchlicher
Berufung auf die vom Bölkekbund »garantierte« Verfassung der Freien Stadt die

Negierungsgewalt des Danziger Senates zu beschränken,in eine unhaltbare Lage hinein-
gesteuert hatte. Zu seinem Nachfolger wurde Prof. Burckhardt ernannt und mit

der Weisung versehen, die Ordnung der innerpolitischen Angelegenheiten der Freien
Stadt der ausschließlichenZuständigkeit der nationalsozialistischen Regierung zu über-

lassen. Damit war der Versuch, die Genfer Institution zu einer Aufsichtsinstanz über die

Danziger Jnnenpolitik zu machen, endgültiggescheitert; und.die Funktionäre der Danziger
Oppositionsparteien und die politischen Kreise des Auslandes, die gehofft hatten, von

Genf aus dem Nationalsozialismusin Danzig Schwierigkeiten bereiten zu können,

mußten ihre Sache als verloren betrachten. Danziger Fragen standen im weiteren

Verlauf des Jahres 1937 in Genf nicht mehr zur Sprache. Jn seinem Bericht an den

Völkerbund stellte der neue Kommissar mit Anerkennung die geordnete und ruhige
Entwicklung der Danziger Verhältnisse fest. D i e G e n f e r J n st i t u t i o n hö r t e

praktisch auf, im politischen Leben der Freien Stadt eine

N o l l e zu spiele n , nachdem sie sich auch als ungeeignet erwiesen hatte, die früheren
nnausgesetzten Streitigkeiten zwischen Danzig und Polen zu schlichten und diese beiden

Staaten daher bereits im Jahre 1933 übereingekommenwaren, ihre Nkeinungsven
schiedenheiten durch unmittelbare Verhandlungen aus dem Wege zu räumen.
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Jm Frühjahr 1937 kündjgkcGauleiter Fo r st er an, daß bis zum Schluß des Jahres
sämtlicheOppositionsparteien in Dunzig verschwunden sein würden. Die Kommu-
n i st i s ch e P a r t ei war bereits seit langem verboten. Nachdem dann im Oktober 1936

Auch die S oz i a l d e m o k r a t i sch e a r tei mit ihren Nebenorganisationen aufgelöst
worden war, erfolgte Mitte DRai 1937 die Selbsiauflösungder bereits seit geraumer Zeit
an fortschreitender innerer Zersetzung leidenden D e u t s ch n a t i o n a l c n P a r te i.

JM Oktober zog schließlichauch das Zentrum aus der peinlichen Situation, in

die es durch seine zweideutige Politik geraten war, die einzig möglicheFolgerung und

löstesich auf. Das Bemerkenswerte dabei war, daß die ohne Uebersiürzung, aber mit

unerbittlicher Konsequenz verfolgte Beseitigung der alten oppositionellen Parteien in

einer Weise erfolgte, die kein e Verbitterung hinterließ, sondern den bisherigen
Gegnern, soweit sie nicht in staats- und volksfeindlichem Sinne betätigt hatten, die

Nköglichkeitgab, sich der nationalsozialistischen Bewegung zur Verfügung zu stellen.
Die mit der Auflösung des Zentrums abgeschlosseneinnerpolitische Säuberungsaktion
wurde durch das Gesetz vom 8. November 1937 gekrönt, das die Reugründung
POIttischer Parteien in Danzig verbot. Damit hatte die politische
Dynamik, die auch in der Freien Stadt Danzig zur äußerlich sichtbaren Verwirklichung
der Volksgemeinschaftdrängte, über den lebensfremdenFormalismus gesiegt, den die

Gellfer Institution zu verfechten versuchte. Die NSDAP wurde zur alleinigen Repräsen-
tantin des politischenWillens der BevölkerungDanzigs.

Günstigkonnte im Jahre 1937 die Danziger Wirtschaft entfalten, zum
Mindesten in den Zweigen, in denen die eigene Wirtschaftsplanung und Politik maß-
gebend waren und kein durch die zwiespältigeNechtssiellungder Freien Stadt ermöglichter
fremder Einfluß sich hindernd bemerkbar zu machen Vermochte. Die Zahl der

Arbeitslosen, die vor vier Jahren mehr als 30 000 betragen hatte, sank im

September 4937 Auf 2910 Und blieb aUch im Dezember mit 9990 erheblich hinter der

entsprechendenZahl des Vorjahres zurück. Eine besonders günstigeEntwicklung hatte im

vergangenen Jahre die Danziger Werftinduslrie zu verzeichnen. Gut beschäftigt
waren auch das Baugewerbe sowie die metallverarbeitende und die

elektrotechnische Industrie. Wie im Reiche, so machte sich bereits auch in

Danzig in verschiedenen Zweigen der Jndusirie sowohl wie des Handwerks ein M a n g el
an Facharbeitern bemerkbar. Jn der Landwirtschaft war die Lage nicht
so erfreulich; infolge sehr beträchtlicherAuswinterungsschädenmußte im Frühjahr 1937

über ein Viertel der gesamten Ackerflächezusätzlichumgepflügt und neu bestellt werden-
Der Einzelhandel hatte noch Unter der aus der Guldenabwertung ergebenden
Verminderun der« allgemeinen Kaufkraft zu leiden. Für den G roßhand el ergaben
sich weitere Schwierigkeitenaus dem Uebergang Polens zur Devisenbewirtschaftung und

zum Verrechnungs- und Clearingsverkehr, aus der Steigerung der Weltmarktpreise,
aus den die Bedürfnisse-derDanziger Wirtschaft nur in unzureichendem Maße berück-
sichtigenden Methoden der polnischen Kontingentpolitik und natürlich auch aus der

Konkurrenzdes Gdingener Hafens.
Zwar konnte der D a n z i g e r H a f e n im Jahre 1937 eine erhebliche mengenmäßige

Zunahme sowohl der Einfuhr wie der Ausfuhr verzeichnen· Doch ging die Steigerung
der Gesamteinfuhrziffer des Danziger Hafens auf die v e r m e h r t·e Ei n f u h r

g e r i n g w e r t i g e r M a s s e n g ü t e r (besonders Schwefelkies und Erze) zurück,
während die Einfuhr hochwertiger Güter über Danzig weiter

zu g u n sie n G d i n g e n s a b n a h m. Gdingen konnte seine bevorzugte Stellung in

der Einfuhr bestimmter Waren gegenüber Danzig im vergangenen Jahre nicht nur

behaupten, sondern hinsichtlich mehrerer Warengattungen sogar noch verstärken. Die

Danziger S ch r o t t e i n fuh r spielte gegenüberderjenigen Gdingens nur eine ganz unter-

geordnete, Rolle· Die Danziger H e r i n g s e i n f u h r blieb hinter derjenigen Gdingens
zurück. Die K a f f e e - Ein fuhr über Gdingen war mehr als doppelt, die K a k a o -

u n d T e e - E i n fuhr mehr als dreimal so groß wie über Danzig. An der Einfuhr
von N e i s u n d F r ü ch te n war Danzig überhaupt nicht oder nur in geringfügigem
EMaßebeteiligt. Auch in der Einfuhr von T e x t i l r oh st o f f e n konnte Gdingen seine
Monopolstellung gegenüber Danzig behaupten. Nach den Berechnungen der «Gazeta
Handlowa" nahm der mengenmäßigeAnteil Danzigs an der seewärtigen Gesamteinfuhr
Polens im vergangenen Jahre zwar zu, der wertmäßige Anteil aber ging
w ei t e r zu r ü ck;«der Wert der eingeführtenTonne betrug für die Zeit vom 1. Januar
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bis zum 30. September 1937 in Gdingen 516,22 Zloty, in Danzig dagegen nur

142,40 Zlot1). Wie in der Einfuhr so ließ sich auch in der Ausfuhr im ver-

gangenen Jahre eine weitere wertmäßige Verschiebung zu-
ungunsten des Danziger Hafens feststellen. Auch hier machte das

Bestreben, die hochwertigen Güter nach Möglichkeit über den Gdingener Hafen zu leiten,
in verstärktem Maße bemerkbar. Gdingen konnte, den Berechnungen der »Gazeta
Handlowa« zufolge, seinen wertmäßigenAnteil an der Gesamtausfuhr Polens gegenüber
dem Vorjahre von 36,3v. auf 40,5 v.H. erhöhen; dagegen ging der Danziger Anteil
von 29,4 v. auf 26,8 v. zurück.

Der polnische Druck auf Danzig machte nicht nur auf wirtschaftlichem Gebiete
bemerkbar. Es fehlte auch im vergangenen Jahre nicht an A n g r i f f e n d e r p o l n i -

schen Propaganda auf den deutschen Charakter und die staatliche
Selbständigkeit der Freien Stadt Danzig. Es bestand ein offensicht-
licher Gegensatz zwischen den offiziellen Bekundungen der polnischen Regierung zur
Danziger Frage und der Tatsache, daß deutschfeindlicheOrganisationen und Zeitungen die

polnische Qeffentlichkeit ungestört im Sinne einer völkischenPolonisierung und politischen
Unterordnung Danzigs unter die Befehlsgewalt Polens aufputschen und offenkundig der

Wahrheit widersprechende Legenden über die geschichtlicheNolle und die gegenwärtige
rechtliche Stellung Danzigs sowie«über die Lage des polnischen Volkssplitters im Gebiet
der Freien Stadt verbreiten durften. Daß vor einiger Zeit (zum ersten Mal!) eine danzig-
seindliche Kundgebung, die in Warschau stattfinden sollte, verboten wurde, war eine

zwar erfreuliche, aber doch belanglose Geste, durch die an der Tatsache, daß die polnische
Oeffentlichkeit unter dem beherrschenden und von Negierungsseite niemals ernstlich
bekämpften Einfluß einer gegen das deutsche Danzig gerichteten Propaganda steht,
praktisch nichts geändert wurde. Auch deutete der Kommentar, mit dem die Polnische
Telegraphenagentur die Formel des Kommuniques vom 5. November 1937 versah, »daß
die deutsch-polnischen Beziehungen durch die Danziger Frage nicht gestört werden sollen«,
darauf hin, daß die offiziellen polnischen Ansichtenüber Danzig von den Thesen, die

von der inoffiziellen polnischen Propaganda vertreten werden, nicht allzusehr unterscheiden.

OsilandsChronit
Nationale Teilung der Evang. Kirche

gefordert
Am 14. und 15. Dezember tagte in

Warschau die Numpfsynode der

Evangelischen Kirche Augsbur-
gischen Bekenntnisses unter dem

Vorsitz des Nenegaten D. Bursche. An

der Tagung nahmen nur die polnischen
Synodalen teil. Die sechs deutschen Syno-
dalen lehnten ihre Mitwirkung ab. Sie

richteten statt dessen an den Vorsitzenden
des Konsistoriums (nicht an die Synode,
die nach der deutschen, im Gesetz be-

gründeten Auffassung nicht beschlußfähig
ist) ein Schreiben, in dem sie noch einmal

ihre Solidarität mit dem ge-

samten deutschen Teil der Kirche
betonten, »der eine Einheit ist und

nur als Einheit handeln wird.«

Zum ersten JRale wurde in diesem Schreiben
von deutscher Seite. d e r G e d a n k e

einer nationalen Teilung der

Evangelischen Kirche Augsbur-
gischen Bekenntnisses zur Sprache
gebracht; der entsprechende Passus des

Schreibens lautet wie folgt: »Aus der Ver-

antwortung für die Zukunft des Evange-
liums in unserem Lande heraus möchtenwir

angesichts der tiefgreifenden Gegensätzein
unserer Kirche den polnischen Brüdern
anheimstellen, ernstlich zu erwägen, ob die

friedlicheAufteilung unserer Kirche in einen

deutschen und einen polnischen Teil nicht
der gegebene Ausweg wäre, um dem unend-

lichen Zwist und Streit ein Ende zu be-

reiten, ein Ausweg, der in ähnlichen Ver-

hältnissenin anderen Ländern längst mit

Erfolg beschritten worden is «. Mit einem

solchen Vorschlag von deutscher Seite war

schon lange zu rechnen. Er war, wenn man

nicht eine völlige Trennung der evange-
lischen Deutschen von der zu einem politi-
schen Gewaltinstrument erniedrigten Evan-

gelischen Kirche Augsburgischen Bekennt-

nisses vollziehen wollte, der einzig mögliche
Vorschlag für eine friedliche Beilegung des

von polnischer Seite vom Zaun gebrochenen
Kirchenkrieges. Die Gehässigkeiten, mit

denen D. Bursche und Genossen auf der

Sitzung der Numpfsynode die-evangelischen
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Deutschenund deren Wortführer bedachken-
sowie die ausdrücklicheWeigecussg- de«

Deutschen im Rahmen der Kirche die

Gleichberechtigungzu gewähren, konnten
nur den Eindruck verstärken, daß

die

nationale Trennung eine UtmUsweichliche
Notwendigkeitist.

Jnternationale Kritik an der Kirchenpvlitik
Polens
Der Weltbund für internati-

onale Freundschaftsarbeit der
Kirchen hat sich im Dezember auf einer
Lagung seines Vollzugsausschusses mit

der Lage der Unierten FDan-

gelischen Kirche in Ostobet-
schleifen befaßt. Jkach eingehender
Prüfung der durch das verfassungswidrige
Gesetz vom 16. Juli 1937 geschaffenen
Verhältnissehat der Vollzugsausschußdes

Weltbundes folgende Entschließunggefaßt:
»Der Vollzuggaugschußdes Weltbundes

für internationale Freundschaftsarbeit der

Kirchen,überzeugt,daß nur völlige Freiheit
der Kirchen, besonders der INinderheitenkin
chelh in der Regelung ihrer inneren Angele-
genheiten die notwendigen Nköglichkeitenfur
ihr gottesdienstlich-religiösesLeben sichern
kann- steht unter dem Eindruck der Tat-

sache, daß der Unierten Evangelischen
Kirche in Oberschlesien i h r e N e ch te

genommen worden sind, ihr eigenes
Leben und ihee Verfassung zu
b e st i m m e n. Das Komitee richtet an

die leitenden Persönlichkeitender protestan-
tischen Kirchen in Polen die feierliche
Bitte, einmütig die volle Unabhängigkeit
nnd die verfassungsmäßigen Rechte der

Kirche«ihres Landes zu verteidigen.« JRit

dieser Entschließungist der Kampf der

protestantischen Deutschen Ostoberschlesiens
um die Freiheit ihres völkisch-religiösen
Bekenntnisses international als berechtigt
und durch die Tatsachen begründet aner-

kannt worden«

Die letzten deutschen Kassenärzte entlassen
Von der Allgemeinen Qrtskrankenkasse

in Königshütte wurden die beiden

letzten deutschen Kassenärzte,
Dr. Riedel und Dr. Hadan1ik,
e n t l a s s e n. Die beiden Aerzte, denen
am -15. Oktober v. J. gekündigt worden

war, mußten ihre Kassenpraxis mit dem

Zi. Dezember einstellen. Dr. Niedel war

41 und Dr. Hadamik 10 Jahre lang für
die Königshütter Ortskrankenkafse tätig.
Die Entlassung konnte nicht mit Arbeits-

mangel begründet werden, denn der Mit-

34

gliederbestand der Allgemeinen Orte-kran-

kenkasseKönigshütte erhöhte sich im Laufe
des vergangenen Jahres von 8000 auf
13 500, so daß es als notwendig
erwies, einige neue Aerzte zur Kassenpraxis
zuzulasfen. Die deutschen JRitglieder der

Kasse haben nunmehr keinen Arzt mehr,
der zu ihrem Volkstum bekennt. Was

das bedeutet, kann jeder ermessen, der die

merkwürdigeEinstellung mancher polnischer
Kassenärztekennt, die von ihren natio-

nalen Vorurteilen und Parteilichkeiten
selbst ihren Patienten gegenüber nicht frei
zu machen vermögen. Die Entlassung der

deutschen Aerzte ist ein Verstoß gegen die

Volksgruppen-Erklärungvom 5. Novem-
ber v. J.

DeutscheFeier verboten

Am 6. Januar sollte in Königs-
hütte eine Feier der dortigen evange-
lischen Gemeinde stattfinden. Die

Feier wurde wegen eines Formfehlers, der

in dem betreffenden Antrag unterlaufen
war, von der Polizeidirektion Königshütte
verboten. Nach der ,,Polska Zachod-
nia« erfolgte das Verbot, weil die amt-

lichen Stellen befürchteten, daß die

Versammelten mit den skandalösenMaß-
nahmen des Wojewoden gegen die deutschen
Gemeinden der Unierten Evangelischen
Kirchebeschäftigenwürden. Jn TBirklich-
keit sollte die Feier aus einem Lichtbilder-
vortrag und einem Krippenspiel bestehen.

Prügelszenenin der Neujahrsnacht
Auf dem Nybniker Ring kam

es in der Neujahrsnacht zu sehr un-

erfreulichenSzenen. Dort hatte nach
alter Sitte eine große Menschenmenge
versammelt. Als die Nathausuhr den

Jahreswechselverkündete, mischte sich eine

Bande von Aufståndischen ein

und begann auf alle, die sich in deut-

scher Sprache zum neuen Jahre
Glück wünschten, einzuschlagen. Es kam

so weit, daß auf dem Platz kein deutsches
Wort mehr gesprochen werden konnte,
wenn man nicht Gefahr laufen wollte, von

den Aufständischenmißhandelt zu werden.

Ueberall·: Verdrängung der Deutschen
Der deutsche Pasior Lange in

Pultusk wurde von dem Nenegaten D·

Bursche seines Amtes enthoben. —

Auf Anordnung des Lodzer Wojewod-
schaftsamtes wurde der d e u t s ch e n S t.

Michaelis-Gemeinde in Lodz ihr
in Nadogoszez und Zabicniec gelegener



Landbesitz zugunsten der politischen Ge-
meinden e n t e i g n e t. — Nachdem seit
Veröffentlichungder Volksgruppen-Erklä-
rung von der Königshütte, der Bismarck-
hütte, der Friedenshütte, der Falvahütte
und anderen Unternehmungen der ostober-
schlesischen Schwerindustrie wiederholt
größere Gruppen deutscher Arbeiter auf die

Straße gesetzt worden waren, wurde Mitte

Dezember auch von den oh e n l o h e -

werken drei deutschen Arbei-

te r n wegen »Betriebseinschränkung" g e -

kü n dig t; die Arbeiter mußten ihren Be-

trieb am 1. Weihnachtsfeiertag verlassen. —

Der Deutsche Elternverein in

Siemianowitz hatte für den 18. Dezember
die Veranstaltung einer W e i h n a ch t s -

fe i e r für die Kinder der deutschen Minder-

heitsschule geplant. Die Feier wurde von

der Schulabteilung der Wojewodschaft
unter dem Vorwand v e r b o te n , daß der

Elternverein für eine solche Feier nicht zu-

ständig sei! — Die seit 17 «Jahren be-

stehende Musterturnsrhule des

Alten Turnvereins Kattowitz
wurde behördlich geschlossen.
Dem Leiter der Musterturnschule, Wander-

turnlehrer D u l a s k i , wurde die Ab-

haltung von Uebungsstunden vorerst
v e r b o t e n. Gegen Dulaski wurde von

der Behörde wider besseres Wissen der Vor-

wurf erhoben, ohne Konzession eine Schule
unterhalten zu haben. — Nach der Aus-

weisung des deutschen Pastors Leder, lag
die Betreuung der evangelischen Kirchen-
gemeinde Nikolai in den Händen des

Pfarrvikars Herbert Nutz. Dieser
wurde am 19. Dezember gleichfalls se i n e s

Amtes enthoben; an seine Stelle
wurde der Pole Broda zum kommissa-
rischen Verweser der Pfarrstelle Nikolai
ernannt (nicht etwa gewählt!)·

— Wie in

früheren Jahren, so wurden auch dieses
Mal wieder die entlassenen Arbeiter und

Angestellten der B i s m a r ck h ü t t e von

ihren in der Hütte beschäftigten Arbeits-

kameraden zu einer VI e i h n a ch t s f e i e r

geladen und durch kleine Geschenke erfreut.
Nur die entlassenen deutschen
Arbeiter und Angestellten der

Hütte hatte man einzuladen vergessen-
Weder der Sejmmarschall Grzesik, noch der

Bürgermeister Grzbiela noch die anwesen-
den Direktoren und Geistlichen nahmen
Anstoß daran.

,,Partei der nationalen Monarchisten«

Zu den zahlreichen Parteien, die im

Jahre 1937 gegründetworden sind, ist kurz
vor Jahresschluß noch eine neue hinzu ge-

kommen, die nicht wegen ihrer politischen
Bedeutung, sondern wegen ihres originellen
Programmes erwähnt werden soll. Sie

nennt die ,,Partei der natio-

nalen Monarchisten" und hat in

einem an die Presse versandten Informa-
tionsschreiben zum Ausdruck gebracht, daß
ihre Mitglieder die nichtmonarchistischen
Nationalisten als ihre »jüngeren Brüder«
betrachten, denen noch nicht die Erkenntnis

gekommen ist, daß »der Monarchismus die

letzte Konsequenz des Nationalismus« ist.
Es handelt bei der ,,Partei der natio-

nalen Monarchisten« nicht um die erste
monarchistische Gruppe, die in Polen ent-

standen ist. Von ihren Vorläuferinnen
unterscheidet die neue Partei aber in

einem wesentlichen Punkt: Sie shat
bereits für einen Thronkandi-
daten entschieden. Jn einer ihrer
Verlautbarungen heißt es hierüber: »Am
17. Dezember 1937 hat der Hauptvorstand
der Partei der nationalen Monarchisten
Seine KöniglicheHoheit r i n z F r i e d -

rich Christian von Wettin von der

Gründung der Partei der nationalen

Monarchisten, die um die Wiedereinführung
der Monarchie in Polen kämpft, in Kennt-
nis gesetzt"·

Wohnungsnot in Polen
Ueber die katastrophalen Wohnungs-
verhältnisse in Polen geben nachstehende
Zahlen, die auf einem Ende Dezember in

Warschau veranstalteten W oh n u n g s -

kongreß mitgeteilt wurden, Auskunft.
Jn den Städten Polens wohnen 32 v.H.
aller Einwohner in Einzimmer-
ivohnungen und 33 v.H. in Zwei-
zimmerwohnungen; insgesamt sind
also 65 v.H. der städtischenBevölkerung
in Kleinstwohnungen untergebracht. Die

Tatsache, daß in Polen heute noch auf
ein Bett 2,4 Personen entfallen,
überrascht um so mehr, als vielfach die

Ansicht vertreten worden ist, daß die ver-

hältnismäßig lebhafte Bautätigkeit der

letztenJahre die ärgste Wohnungsnot über-
wunden habe. Es zeigt jetzt aber, daß
eine Besserung vorwiegend bei

den größeren Wohnungen einge-
treten ist, während es allenthalben noch
dringend an Kleinwohnungen fehlt. Der

Kongreß hat weiter festgestellt, daß die

TfBohnungsverhältnisseder Personen, die

über ein Einkommen von weniger als

400 Zloty verfügen, derart sind, daß sie
die Arbeitsfähigkeiternstlich bedrohen. Die

Wohnungsnot ist in G d i n g e n besonders
groß, -da Gdingen von allen Städten
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Polens den größten Bevölkerungszuwclchs
aufweist, mit dem der Bau von lein-

wohnungen nicht im entserntesten Schritt
halten kann. Jn den Gdingener Arbeiter-

vierteln, deren TiJohnungenLzu 80 V·

Einzimmerwohnungensind, entfallen A.Uf
eine Wohnung durchschnikklich
4,5 bis 5 Personen. Jn Wllklchau
entfallen aus eine Einzimmerwohnung
4 Personen, auf eine Zweizimmerwohnung
2,6 Personen, aus eine Oreizirnmerwohnung
aber nur 1,6 Personen.

»DkukschesErholungswerk in Polen«
Der Deutsche Wohlfahrtsdienst Posen

hat ein ,,Deutsches Erholungs-
w erk in Polen« ins Leben gerufen. Die

Aufgabe dieser Einrichtung ist es, für die

schaffenden Deutschen in Polen Urlaubs-
und Erholungsreisenzu organisieren. Die

erste dieser Reisen wird vom 12. bis

25. Februar von Posen in das Wintersport-
gebiet der Beskiden durchgeführt Wede-

Die Teilnehmer erhalten eine um 50 v.
verbilligte Eisenbahnfahrt und werden zu

ermäßigten Preisen in Pensionen unter-

gebracht.

Smetona über die Polen in Litauen

Jn der Rede, die der litauischk
Staatspräsident Smetona am

5. Januar vor den in Kauen versammelten
Vertretern des Tautininkai-Verbandes ge-
halten hat, hat er u. a. auch zu der

Frage der polnischen Volks-

gkuppe in Litauen Stellung ge-
nommen: »Unsere Polen sind keine Her-
kömmlinge; sie sind d e r s e l b en A b -

stammung wies die Litauer- Ullk

haben sie die polnische Kultur
a n g e e i g n e t. Sie schwanken, wann sie
sich für Polen und wann sie sich für Litauer

ausgeben sollen. Oeffentlich bekennen sie
einmal, daß sie dem einen Volke angehören,
und dann verlangen sie wieder, daß sie dem

anderen Volke zugezählt werden. Nur
wenn man die Entwicklung unserer natio-

nalen Wiedergeburt kennt, kann man ver-

stehen, woher dieses H i n - u n d H e r -

schwanken kommt. So hat z.B
ein IRitglied des Rates, der den Akt der

litauischen Unabhängigkeit unterzeichnete,
als Litauer betrachtet, während sein leib-

licher Bruder sich als Pole ausgab und

zum polnischen Staatspräsidenten gewählt
wurde. (Gemeint sind der ehemalige Vor-

sitzendeder Memeler Hafendirektion Na-
r u s e v i c i u s und sein Bruder, der

ermordete polnische Staatspräsident Na-
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rutowicz.) Auch heute kommt es recht
oft vor, daß Glieder derselben
Familie-, vor allem in den Kreisen des

Adels, sich zum Teil als’Polen,
zum Teil aber als Litauer be-
ken n en. Der Typ des Polen in Litauen

ist also unbeständig. Das gibt den

Polen Gelegenheit, darüber zu be-

klagen, daß sie litauisiert werden. Das ist
nicht der Fall. Denn unsere Polen
wissen , daß ihre Väter und

orväter Litauer waren. Sie

selber erlangen das litauische Volks-

bewußtseinzurück. Daß es so ist, bezeugen
zahlreiche lebendige Beispiele Wenn der
Litauer zum Polen geworden ist, warum

soll er dann nicht wieder Litauer werden?
Der Typ des alten Polen-
litauers, den der verstorbene
Marschall Pilsudski darstellt,
der sich bekanntlich rühmte,
nicht polnischer, sondern litau-

ischer Abstammung zu sein, ist
zum Aussterben verurteilt. Heute
ist die Zeit gekommen, in der man so
oder so entscheiden muß. Zweierlei kann
man nicht mehr sein."

Antipolnische Siedlungspolitik in Litauen

Wie von polnischer Seite gemeldet wird,
hat der litauische Kriegsminister im Ein-

verständnis mit dem Jnnenminister be-

schlossen, eine Kolonisierung des

gesamten Grenzgebietes gegen
Polen mit litauischen Elemen-
t e n durchzuführen Vor allem sollen ehe-
malige Soldaten, ferner IRitglieder der

litauischen Schützenverbände,des Eisernen
Wolfs usw. angesiedelt werden« Jm Zu-
sammenhang damit, so heißt es in der

polnischen Meldung weiter, haben die litau-

ischen Behörden die Absicht, d i e im

Grerkzgebiet siedelnden Polen
ins innere litauische Staats-

gebiet zu verpflanzen.

Film ,,Grenzland Ostpommern«
Am 9. Januar wurde in Stolp in Pom.

der von der Stoerker-Film AG. hergestellte
Kulturfilm ,,Grenzland Ostpommern« ur-

ausgesührt. Der Film (Negie: Dr. Ulrich
Kayser) verdankt der Initiative und Un-

terstützungder Handelskammer Stolp, vor

allem dem Einsatz des Handelskammersyn-
dikus Dr. Heinemann, seine Entstehung.
Der Film gibt einen schönen und inter-

essanten Querschnitt durch dieses bisher
dem deutschen Volke wohl noch am wenig-
sten bekannte deutsche Grenzland im Osten.



Geschichte und Gegenwart, Landschaft,
TBirtschaft Und Menschen Ostpommerns
werden im raschen Wechsel wirkungsvoller
Bilder gezeigt. Wenn der Film in nächster
Zeit im Beiprogramm durch die Lichtspiel-
theater des ganzen Reiches gehen wird,
wirdler seinen Zweck, für das Grenzland
Ostpommern zu werben, erfüllen.

Oberst Beck in Berlin

Der polnische Außenminister Oberst
Beck stattete am is. Januar auf der

Durchreise nach Genf dem Neichsminister
des Auswärtigen, Freiherrn von Neu-

rath, einen Besuch ab, an den sich eine

längere Unterhaltung knüpfte. Dann sah
ihn Ministerpräsident Generaloberst Gö-
ring bei zu Gast. Darauf suchte
Oberst Beck den Neichsminister für Volks-

aufklärung und Propaganda, Dr. Go eb -

bels, auf.

Ernst Wilms-Pos en j-
Am 2. Januar starb in Düsseldorf im

Alter von 72 Jahren d e r le tzt e d e u t -

sche Oberbürgermeister der Stadt

P ose n , Geheimrat Dr. Ernst W i l m s.

Wilms wurde in Nheda in Westfalen ge-
boren. Als junger Beigeordneter der Stadt

Düsseldorf machte er sich im Jahre 1902

durch die glänzende Organisation der

Düsseldorfer Industrie- und Gewerbe-

ausstellung einen Namen. Jm Jahre 1903

wurde er als Nachfolger Wittings zum

Oberbürgermeister von Posen berufen.
Seine Amtszeit war die Zeit des groß-
zügigenAusbaues der Stadt: der Festungs-
gürtel wurde niedergelegt, neue Stadtteile

erstanden, Promenaden und andere Grün-

anlagen lockerten das Stadtbild auf, zahl-
reiche repräsentative öffentliche Gebäude
wurden errichtet, so das Schloß, die

Generallandschaftsdirektion, die Oberpost-
direktion, die Akademie, das Stadttheater,
die Ansiedlungskommissionusf., das Stadt-
innere wurde saniert, das schönealte Nat-

haus Posens wurde erneuert. Wilms

brachte die durch seinen Vorgänger in Un-

ordnung gebrachten Finanzen der Stadt
wieder in Ordnung. Es war eine durchaus
verdiente Anerkennung der von ihm ge-

leisteten Arbeit, als ihm nach dem Verlust
Posens die Genehmigung erteilt wurde, den

Namen der Stadt, der er anderthalb Jahr-
zehnte seine ganze Arbeitskraft gewidmet
hatte, in seinem Familiennamen zu führen.
Durch den Umsturz von 1918 und den

polnischen Ausstand wurde Dr. Wilms aus

Posen vertrieben. Er wurde zunächstals

Berliner Vertreter der
. Waffenstillstands-

kommission ins Auswärtige Amt berufen.
Nach Erledigung dieses Auftrages ließ er

sich als Nechtsanwalt in Düsseldorf nieder.

Bücher über den Osten
Deutscher Osten. Wandkalender für 1938.

Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin. 67 Blatt.«

Preis 1,80 RM. —- Dieser Wandkalender ist
ganz in den Dienst der Ostwerbung gestellt. Er

vereinigt die beiden tragenden Elemente der

Ostwerbung in sich: Er stellt auf der einen

Seite dar, was der deutsche Osten an Srhönem
und Wertvollem zu bieten hat, und veranschan-
licht auf der anderen Seite die Aufgaben, die

dem deutschen Volke im Osten gestellt sind.
Auf den Borderseiten der durchweg doppelseitig
bedruckten Blätter ist vorn schönen Osten und

auf den Rückseiten vom politischen Osten
die Rede. Die Schauseiten der Kalenderblätter

nehmen Bilder ostdeutscher Landschaften, Städte
und Siedlungen ein, wobei besonderer Wert auf
die Auswahl nicht nur photographisch schöner,
sondern auch für den jeweiligen Landesteil

charakteristischer Motive gelegt worden ist, so
daß der Kalender einen Ueberblick über die

immer wieder überraschende landschaftliche
Bielgestaltigkeit des deutschen Ostens vermittelt.
Jn dessen politische Bedeutung führen die

knapp und thesenhast gehaltenen Texte und die

etwa 80 Zeichnungen und Karten ein, die die

Rückseitender Kalenderblätter einnehmen. Es

ist dort von der geschichtlichen Leistung des

deutschen Volkes im Osten, von der Arbeit des

Deutschen Ordens, vom Städtebau im östlichen
»Kolonialgebiet«usw. die Rede. Es wird über

die wirtschafts-zerstörenden Wirkungen der

Pariser Vorortdiktate, über die rechtliche
Stellung der Freien Stadt Danzig, über das

Deutschtumsbekenntnis des Memelgebietes, über
den Volkskampf in den sudetendeutschen Ge-
bieten, über den Kampf um Posen und vieles
andere berichtet. Es wird ein Einblick gegeben
in die volkspolitischen Kräfte und in die

Methoden des Volkstumskampfes im Osten, in

die Aufbauarbeit des Dritten Reiches, in die

bevölkerungspolitischenProbleme des Ostens
und in viele andere Fragen. Es wird über die

vorgeschichtliche Besiedlung des Oder-Weichsel-
landes, über die stammliche Gliederung des öst-
lichen Deutschtums, über die Schicksale Soldaus
und des Hultschiner Ländchens, über die Ent-

wicklung in den an Polen abgetrennten Gebieten

usw. gesprochen. So ist in diesem Kalender
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das laiidschaftlich Schöne nnd das Poliklikh
Kämpferischedes deutschen Ostens gleichwertig
iiebeiieinandergestellt. Dabei ist als dellkschck
Osten das ganze, sich von Meinel bis Passa«
erstreckende reichsdeutsche Grenzland verstajldekb
das, so unterschiedlich es in seiner natürlichen-
sozialen und wirtschaftlichen Strnktur ekschemk-
hinsichtlich seiner politischen Bedeutung fÜk das

deutsche Volk doch eine Einheit darstellt Und
von diesseits der Grenze wird mit den ,Zelch-
iiiiiigeii und Karten und mit den Teka »Unka
wieder ein Blick in die weiten Länder jenseits
der Grenze des Reiches geworfen,

—- dllmlk

andeutend, daß die deutsche Aufgabe,aii der
niachtpolitischen Erstarrungsliiiie, die diele Wel-

fach gewundene nnd gezackte Grenze darstellt-
iiicht endet Und daß auch jenseits diklfk Grenze
deiitsches Schicksal gestaltet sein will. Den

großen Gedenktagen des neuen Reiches-b dem

SO. Januar, dein 20. April, dein 2. August Und

dem 9- November sind besondere Blätter

gewidmet.

Obekschlesicii iii der Ausftandszeit 1218
bis 1921. Erinnerungen und Dokuiiieiite. Von

Generalleutnant a. K a r l H o e f e r.

Verlag von E. thtklek u. Sohn, Berlin

1938. 37sSeite-1. Preis 5,80 RM. —- Genkralk
leutnant Hoefer, den der Führer unter Wurde
gung seiner militärischen Leistungen und,seiner
politischen Einsatzbereitsrhaft in der Zeit des

Zusammeiibruches kürzlich zu seinem 75. Ge-
burtstag beglückwünschte,wurde in Plcß

iii

Obekschlesien geboren. Als gebürtiger Ober-

lchlesier und als Offizier, der, trotzdem er 1914

seinen rechten Arm verloren hatte, den ganzen
Krieg an der Front initmachte, war Hoefer ni
der Notzeit Obersrhlesiens der Mann, ,der,die
Verhältnisse des Landes und die Möglichkeiten
seiner militärischen Verteidigung so beurteilen

konnte, daß ihm dort ein sowohl niilitcirischwie

auch politisch verantwortlicher Posten an-

vertraut werden konnte. Zur Zeit des ersten
polnischen Aufstandes im Jahre 1919 war

Hoefer Befehlshaber der aus der 117.

Jnfanteriedivision hervorgegangeiien Kleinen

Reichswehrbrigade 32. Er verstand es, mit

dem Spuk der Arbeiter- nnd Soldatenräte auf-
zuräumen und den Ausstand niederzuwerfen.
Der zweite polnische Ausstand, der genau ein

Jahr später erfolgte, brachte den Polen, die

sich jetzt bereits der Förderung und des Schutzes
der in der Jnterallierten Kommission maß-
gebenden Franzosen erfreuten, insofern einen

Erfolg, als die Sicherheitspolizei, die das Land
tapfer und einsatzbereit vor den polnischen
Banden zu schützenversuchte, aufgelöst wurde-

Als dann sechs Wochen nach der Abstimmung
Anfang Mai 1921, der dritte polnische Auf-
stand ausbrach, wurde Hoefer wieder init der

Führung des deutschen militärischen Wider-

standes, des Selbstschutzes Oberschlesien, be-
traut. Als militärischer Oberbefehlshaber, der

im Rahmen der ihm gegebenen geringen materi-

ellen Möglichkeiten auf eigene Verantwortung
handelte, war Hoefer damals im Abstininiungs-
gebiet zugleich ein politisch ausschlaggebender
Faktor des Deutschtums gegenüber den Auf-
ständischenund der Jnterallierteii Kommission
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Er nahm damit eine doppelte Stellung ein, die

ihn oft in innere Konflikte versetzte. Was er

als Soldat und Aktivist oft gern getan hätte,
verbot ihm nur allzu oft die Rücksicht auf die

möglichen politischen Riickwirkungen seiner
Handlungen. Hoefer geriet, zumal cr infolge
seiner Beauftragung durch die Reichskegierung
(cin gewisser Dr. Wirth war damals Reichs-
kanzler!) in den Selbstschutzkreisen als politisch
verdächtig galt, oft in Gegensatz zu den Führern
der Selbstschutzeinheiten, besonders zu General
von Hülsen, der die politischen Bedenken Hee-
fers gegen eine militärische Großaktion gegen
die Aiifständischen.iind dessen Einwände gegen
den vom Selbstschutz geforderten Widerstand
gegen die Anordnungen der Jnterallierten
Kommission nicht gelten lassen wollte und auch
die rein militärischen Erfolgsaussichten des

Selbstschutzes optimistischer als Hoefer ein-
schätzte. Einen erheblichenTeil seines Buches
verwendetHoefer darai',, seine damaligen Ent-
scheidungen, die ein Kompromißzwischen sol-
datischem Tatendrang und politischer Taktik
waren, als Entschliissezu rechtfertigen, die in
der gegebenen Lage die Wahrscheinlichkeit des

größten Gesaniterfolges fiir Deutschland für
sich hatten. Er sagt allerdings selbst, daß es

sichnachträglichniemals mehr mit voller Klar-
heit wird entscheiden lassen, ob der Selbstschutz
mehr erreicht hätte, wenn er aktiver eingesetzt
wordenwäre· Uiigeniein spannend und erregeiid
ist die Darstellung, die Hvefer vor allem von

der noch wenig bekannten Kulissenarbeit gibt,
die den dritten polnischeii Aiifstaiid begleitete.
Die Spannungen, die in der Oberschlesienfkogk
zwischen den allierten Mächten bestanden, die

engen Beziehungen,in denen die englischen Offi-
ziere mit dem deutschen Selbstschutz standen,
die hinterhältigeiiMethoden des französischen
Generals Le Rvnd, das Ringen zwischen Hoefek
und den Selbstschutzführernum die Wahrung
der politischen Linie in den militärischeii Akti-
onenj die Zusammenarbeit mit dem aus den

damaligen deutschen Parteien und Gewerk-
schaften Oberschlesiens zusammengesetzten Zwöl-
fer-Ausschuß, sowie mit dem Vertreter des

AuswärtigenAmtes und all die anderen Ereig-
nisse, die sich damals mehr oder weniger unter

Ausschlußder Oeffentlichkeit abspieltcn, werden
in dem Buche Hvefers, durch«zahlreiche Hoku-
iiiente belegt, eingehend geschildert. Rückhalt-
los erkennt Hoeser die hervorragenden solda-
tischen Leistungen des Selbstschutzes an, vor

allein den Sturm auf den Annaberg und deii

Vorstoß zum Klodnitzkaiial. Nüchtern nnd

sachlich abwägend bleibt er stets in der Beur-

teilung des Möglichen. Klar und rücksirhts-
los ist sein Urteil über die Haltung der fran-
zösischenBesatzuiigstruppen. Offenund deut-

lich kennzeichnet er den Charakter der polnischen
Nebellen, unter deren blutigem Terror das

Deutschtum des insurgierten Gebietes Unsägliches
zu leisten hatte. Für die Kenntnis der Vorgänge,
die sich in den Jahren 1918——1921 in Ober-

schlesien abgespielt haben, ist Hoefers Buch un-

entbehrlich. Lehrreich ist es, im Hinblick auf die

verschiedene Beurteilung der militärischenMög-
lichkeiten und der politischen Zusammenhänge



das Buch Hoefers mit dem des Generals von

Hülsen zu vergleichen. Dr.K

Die politische Kunst von 1800 bis zur

Gegenwart. Von Alfred Kuhn. Verlag
von Klinkhardt und Biermann, Berlin -1937.

Zweite veränderte Auflage. 211 Seiten mit 155

Abbildungen und Literaturübersicht.Preis 7,50
RM. — Von einer eigentlichen polnischen
Kunst konnte man in der Zeit des altpolnischen
Staates nicht sprechen. Die Schicht, aus deren

Kräften heraus eine solche Kunst sich hätte
entwickeln können, ein polnisches Bürgertum,
war nicht vorhanden, oder es war, soweit es sich
auf der von den Deutschen geschaffenen Grund-

lage etwa zu entwickeln begonnen hatte, in den

gewaltsamen inneren Auseinandersetzungen, die

das damalige Polen erschütterten, wieder zu-

grundege angen. ,,Polen hatte bisher (d. h.
is zum Beginndes 19. Jahrhunderts) keine

eigene Kunst besessen. Selbst wenn man einen

polnischen Baustil im Sinne Noakowskis zu-
eben wollte, auf den Gebieten der Malerei und

lastik bestand nichts, was eine eigene imma-
nente Kunstentwicklung autvchthoner Prägung
darstellen konnte.« Der Anstoß zu einer eigenen
polnischen Kunstentwicklung erfolgte von der

Literatur her. Diese Literatur aber hatte ihren
Sitz in der Emigration. Das gab ihr einen be-

sonderen Charakter: »Die Erinnerung läßt alles

schöner erscheinen, die Entfernung mvnumenta-

lisiert die Bilder, der Verbannungsschmerz ver-

ändert den Akzent, verschärft den Ton; gleich-
sam monomanisch bewegt sich von jetzt ab das

«Denken des polnischen Künstlers um sein vater-

ländischesLos.« Das galt auch für die bildende

polnische Kunst, vor allem in der ersten Hälfte
des 19. Jahrhunderts, unter der die Malerei die
weitaus erste Stelle einnahm. Auch in der

Malerei war die Darstellung der vergangenen
(und durch den Schmer des staatlichen Unter-

ganges übersteigerten)GrößePolens zunächst
das beherrschende Thema. Das gab der pol-
nischen Kunst ihre politisch erzieherische Ten-

denz, versperrte ihr zunächst aber auch den

Aufstieg zu europäischer Bedeutung. »Der
Slawe ist an und für sich kein bildkünstlerischer
Mensch, was sich am deutlichsten in dem fust
völligen Mangel an Skulptur bei ihm zeigt:
er ist Dichter, Träumer, Musiker. Er lebt in

Visionen, berauscht sich an Jdeen, ohne das

Bedürfnis nach prägnanter tastbarer Formulie-
rung. Hier ist er der genaue Gegensatz zum
Romanen, mit dem ihn Eigenschaften des

Temperaments verbinden. Als starke innere

Erlebnisse nach außen drän ten, da machten sie
sich natur emäß in einer GefühlsspracheLuft,
die dem olen von vornherein gegeben war, in
der Musik und in der Literatur. Sehr lange
dauerte es dann, bis eine Verbindung zur bil-
denden Kunst sich herstellte. Und als sie endlich
da war, bedeutende Ausstrahlung von ihr aus-

ging, da war es doch wiederum zuerst das Sujet,
das man ergriffen auf sich wirken ließ, wenn

auch in einer durchaus konventionellen Form.«
Erst als es der polnischen Malerei gelang, sich
langsam vom historischen Sujet zu befreien,
wuchs sie im Laufe des m. Jahrhunderts all-

mählichmit einigen ihrer Vertreter in europä-

ischeMaße BineinDaß
das vor allem von der

Seite der ands aftsmalerei her gescha , so
durch Glowacki, helmowski, Falat und he-

zolkowski, war für die Richtung des künst-
lerischen Könnens der Polen wiederum bezeich-
nend. Dabei blieb durch das ganze Jahrhundert
(bis heute) die Verbindung der polnischen
Malerei mit den europäischenHochburgen der

Kunst bestehen; zuerst waren es Wien und

München, wo fast alle polnischen Maler ihre
Ausbildung und Ausrichtung erhielten; später
traten Berlin und vor allem Paris an deren

Stelle. Jn kürzerenKapiteln behandelt Alfred
Kuhn außer der Malerei auch die polnische
Plastik und Graphik. Auf diesem letzteren
Gebiete haben polnische Künstler (Skorzylas,
Stryjenska) Bedeutendes geleistet. Den Ab-

schlußbildet ein Abschnitt über den polnischen
»Kilim«. Nicht unbedeutend ist die Zahl der

polnischen Künstler, die in ihren Namen noch
mehr oder weniger deutlich ihre nichtpolnische
Herkunft erkennen lassen. Man findet unter

ihnen Namen wie Stattler, Simmler und

Brandt, Grottker, Matejko, Mehoffer und Tet-
majer, Lenk, Pautsch, Gotard und Hoppen,
Szubert, Rygier, Wittig, Holender und Tretet.

Dr. K.

Das Stadtbild von Danzi in den drei

Jahrhunderten seiner großen eschichte. Von
Otto Kloeppel. Verlag A. W. Kafe-
man-I GmbH., Danzig 1937. 311 Seiten.
207 Bilder und 11 Pläne. Preis 15,—— RM.
— Das vorliegende Werk ist als Band 5 der

von der Architekturabteilung der Technischen
Hochschule Danzig heraus egebenen Schriften-
reihe »Die Baukunst im eutschen Osten« er-

schienen. Es ist ein in seiner Art einzigartiges
Buch. Es ist ein Versuch, eine Bildgeschichte
Danzigs als raumkünstlerischer Einheit zu
geben, die große Geschichte dieser deutschen
Stadt an ihrer baulichen Entwicklung an-

schaulich zu machen. Es stützt sich dabei auf
die Vorarbeiten besonders von Carstenn, Matt-

haei, Cuny, Köhler, Simson und Keyser. Eine

ganze Reihe weiterer Kenner der Baugeschichte
Danzi s haben dem Verfasser die Ergebnisse
ihrer Forschungenzur Verfügung gestellt. Außer
dem einleitenden und dem Schlußkapitel, die sich
mit der Entstehung der baulichen Anlage Dan-
zigs bezw. mit ihrer Weiterentwicklung im is.
und 19. Jahrhundert befassen, ist das Werk den
drei Jahrhunderten der großen Geschichte der
Stadt Danzig, von der Mitte des 14. bis zur
Mitte des 17. Jahrhunderts, gewidmet. Mit
lebendiger Anschaulichkeit, die durch eine Fülle
von Ausnahmen sowie den zeitgenössischenund

rekonstruierenden Zeichnungen unterstützt wird,
läßt der Verfasser die Stadt Danzig, wie sie
um die Jahre 1400, 1500 und 1600 bestanden
hat, vor dem Leser erstehen. Um 1400, das ist
die Zeit, in der die Bürgerhäuser der Stadt noch
fast restlos aus Holzfachwerk bestanden, nur

die öffentlichenGebäude schon in Stein aus-

geführt waren und die steinerne Stadtmauer
nur den Kern der Stadtanlage, die Rechtstadt,
umgab. Um 1500, das ist die Zeit, in der die
Mauer bereits die erweiterte Siedlung, also die

Rechtstadt einschließlichder Altstadt und der
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Borstädte umschloß, die Bürgerhäuser zumeist
schon in Stein ausgeführt waren und das ge-
samte Stadtbild baulich wie aus einem Guß
geformt war. Um 1600 war dann die großartige
steinerne Wehranlagc bereits großenteils der

bastionären Befesti ung gewichen und hatte sich
das alte gotische rundmotiv der Bürgerbauten
mit dem Formenreichtum der Renaissanre über-
deckt. Das Einzigartige an der städtebaulichen
Entwicklung Danzigs ist, daß, abgesehen vom

s.19. Jahrhundert, keine Zeit und keine Stilepoche
die Einheitlichkeit und Geschlossenheit der ur-

sprünglichenAnlage zerstört hat, daß der Um-

bruch von der Gotik zur Renaifsanre nicht in die

Struktur des gotischen Stadtkörpers eingriff,
sondern nur ihr äußeres Kleid berührte, daß
sich der typische, breitgelagerte Horizontalismus
der Renaifsanre- und Barorkperiode, ohne das

für die Gotik charakteristische Wettstreben aller

Bauglieder nach oben zu dampfen, nur an einer

einzigen Stelle, in der bastionären Befestigungs-
anlage auswirkte. Danzig blieb, trotz der Zer-
störungen und Erweiterungen des 19. Jahr-
hunderts, die einzi e deutsche Großstadt, die in

ihrem Kern die Einheitlichkeitdes städteban-
lichen Stiles zu wahren vermochte, die sie z. Z.
ihrer großartigstenEntfaltung, um 1500, erreicht
hatte. DkK

Jm Land der Pferde. Trakehnen. Land-
schaft, Mensch und Pferd. Von W a l t h e r

F r a n z mit Lichtbildern von W alte r

Jcaschdorff und Zeichnungen von Erich
Birth 3. Auflage. Grenzlandverlag Gustav
Boettcher, Pillkallen und Leipzig 1937.

147 Seiten. Preis 5,80 NM. — Es ist ein

Buch, das jeden, der Pferde liebt, begeistert-
Es erzählt von dem Land der Pferde, Tra-
kehnen, von dem Aufwachsen der Fülle-h von

den Schicksalen des Pferdes im Ablauf des

Jahres, von seiner Erziehung, von der Arbeit
der Wärter und Stutmeister, von dem solda-
tischen Leben des Reitburschen und der Ver-

antwortung des Landstallmeisters, von den

Erfahrungen und Wandlungen der Trakehner
Zucht. Es berichtet über die 200 jährige Ge-
schichte des HauptgestütesTrakehnen und seiner
-i6 Vorwerke. Der Bericht trägt die Note des
unmittelbaren Erlebens an sich, und diese Note
wird durch die zahlreichen prachtvollen Auf-

nahmen nnd die vielen in den Text eingestreuten,
launigen Zeichnungen noch besonders wirksam
unterstrichen. Das Buch ist ein Lob des Tra-

kehner Pferdes, seiner Stärke und Vielseitigkeit
und Schönheit, und damit zugleich ein Lob
Ostprenßens,der Heimat des Kameraden Pferd.

Dr.K.

Eiche zwischen INecr und Niemeh Von
artin Kakies. Hugo Bernmüllek Ber-

lag, Beklin-Lichtekfelde 1937. Mit 82 Ab-

bildungen-.- 63 Seiten. Preis 3,60 RM. —-

Jn spannenden Erzählungen, die durch vor-

zügliche
vom Verfasser selbst aufgenommene

otos ergänzt werden, wird uns das Leben des

Elches in einer orm nähergebracht,wie es

wohl bisher noch einem Schriftsteller gelungen
ist. Man fühlt, daß das Buch von einem
Mann geschrieben ist, der mit feinem Heimat-
boden tief verwurzelt ist· Das Buch gehört
in den Bücherschrankjedes Naturfreundes und

echten Weidmannes. Hoffmeycr.

Der Vogel Rock. Erzählung von Ludwig
Fin k Deutscher Volksverlag Nkünchen1923.
— Die Erzählung beginnt als ein schwäbisches
dell Ein paar junge Menschen wachsen in

der Geborgenheit ihrer Heimat heran, von dem

Drange nach großem Erleben und von dem

Wunsche erfüllt, in einer ziel- und haltlos
gewordenen Zeit als Deutsche draußen in der

Welt ihren Mann zu stehen· Mehr del-' Zufall
als das eigene Bemühen führt sie über das große
’Wasser, wo sie sich als kleine deutsche Gruppe
in Kolumbien auf dem Besitz eines schwäbischen
Landsmannes eine neue Existenz aufzubauen
beginnen. Dort überrascht sie der Krieg, und

sie durchleben all den Stolz, das Bangen und

die Not, welche die von ihrem Mutterlande

abgeschnittenen und in dem großen Ringen
ihres Volkes zur Untätigkeitverurteilten Reichs-
deutschen im Ausland erlebten. Sie finden sich
noch enger zusammen, suchen die weit über das

Land verstreuten Deutschen zu sammeln und
auf ihrem Platze dem bedrän ten und schließlich
unter der Ueberzahl der Feindezusammen-
brechenden Mutterlande zu helfen. So wettet

sich die Erzählung aus zu einem Buch deutschen
Schicksals im Ausland. DLK
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